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von Frank Deppe

I

hl den nesellschafixpolitischeii Dehallen der frühen 90er Jahre mehren sieh die Hinweise auf die Nolwendigkeil ei
nes neuen Gesellschqftsverirages. Die Sprecher, die solches vorlragen, plädieren in der Regelfür die Eröffnung ei
nes Diskurses, der die zukünftige ge.seilschaftliche und politische Entwicklung in den entwickelten kapitalistischen
Industriegesellschaften des Westens zum Gegenstand hat. Der Appell besagt zunächst einmal, daß es - in der lan
gen Periode der Stabilität dieser Gesellschaftssysteme vom Ende des Zweiten Weltkrieges bis in die Mitte der 70er
Jahre bzw. bis zum Jahr der welthistorischen Wende I9S9 - einen alten Gesellschaftsvertrag gab, der nicht allein
eine Kohärenz zwischen ökonomischer Prosperität und .sozial- bzw. wohlfahrtssiaallicherSteuerung, sondern zu
gleich einen (relativen) Konsensus der großen gesellschaftlichen Interessengruppen (»Klassenkompramiß«) geregelt
hat. Dieser Vertrag mußte aufgrund der unterschiedlichen bzw. gegensätzlichen Interessen der beteiligten Akteure
sowohl in der Wirtschaft (KapitallArbeit) als auch in Politik, Ge.setzgebung und Öffentlichkeit stets erneuert wer
den. Er bildete .so den Rahmen für die Austragung von Konflikten undfür Verhandlungen, die eine wesentliche Be
dingung für die Stabilität und Akzeptanz der demokratischen Systeme waren.'

Der Hinweis auf die Notwendigkeit eines neuen Gesellschaftsvertrages schließt demzufolge die These ein, daß die
Legitimationsressourcen moderner demokratischer Systeme zu erodieren drohen. Die Normen und Institutionen, die
die Effizienz des alten Ge.sellschaftsvertrages be.stimmt hatten, scheinen nicht länger in der Lage, eine Kohärenz
von ökonomischem Wach.stum und Produktivitätssteigerung auf der einen .sowie von .sozialer und politischer Inte
gration aufderanderen Seile herzustellen.-^ Ökonomische Globalisierung und Produktivitäls.stelgerungen gehen mit
Prozessen sozialer Desintegration einher (in Gestalt chronischer Massenarbeitslosigkeit und Armut), die ihrerseits
eine Krise der sozialpolitischen Apparate begleitet. Der Nationalstaat (als Zentrum der »Gegensteuerung« gegen
.soziale Ungleichheit und die destruktiven - ökologischen und sozialen - Risiken der Kapitalakkumulation)'' büßt
Souveränität nach innen undaußen ein. Diese Etitwicklung charakterisierte die SOer Jahre und spitzte sich in der
Weltwirr.schafiskri.se zu Beginn der 90er Jahre noch einmal zu. Sie wäre demzufolge als jene Herausforderung an
zusehen, in der sich sowohl das Ende des alten als auch die Notwendigkeit eines neuen Gesellschaft.svertrages kri
stallisiert.
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'Finde eine Form des Zusammenschlusses, die mit ihrer ganzenge
meinsamen Kraft die Person und das Vermögen Jedes einzelnen IHil-
glieds verteidigt und schützt und durch die doch Jeder, indem er sich
mit allen vereinigt, nur .sich seihst gehorcht und genau so frei bleibt
wie zuvor. Das ist das grundlegende Problem, dessen Lösung der Ge
sellschaftsvertrag darstellt«.
Jean Jacques Rousseau: Vom Gesellschaftsvenrag. 1762

Die Krise der Legitimation erscheint so als Folge des Ausein-
anderfallcns von Akkumulation (Wachstum, Mechanisicrungs-
grad, Produktivität, Strukturen des öffentlichen und privaten
Konsums) auf der einen und Regulation (institutionalisierte
Formen, die die Regeln für das Funktionieren der Märkte, der
monetären Beziehungen, der Beziehungen von Kapital und Ar
beit, des Sozialstaales usw, fixieren) auf der anderen Seite. In
einer Zeil, in der politischer Gestaltungsbcdarf - auf der natio
nalen wie der internationalen Ebene - immer drängender wird,
vollzieht sich in der Weltwirtschaft ein Prozeß der ökonomi-

.schen Integration und der politischen Desintegration,^ Die Dia
lektik von Vereinheitlichung und Fraklionierung strukturiert
die gesellschaftlichen Strukturen in den Metropolen des Kapi
tals und das Verhältnis von Zentrum und Peripherie in der
»Weltgesellschaft« neu. »Die Krise des Fordismus der 70er
Jahre und der Übergang zur post-fordisiischen Epoche der
80er Jahre hat keine Herausbildung neuer kohärenter Regula
tionsweisen im globalen Maßstab bewirkt, sondern muß als
Terrain eines gesellschaftlichen Konflikts begriffen werden,
auf dem die Akteure um eine neue hegcmoniale Regulation
kämpfen ... Der globale Kapitalismus strukturiert nach dem
Ende der O.st-West-Konfronlaiion nun alle Weltregionen, aber
vermag es nicht, sie funktional in seine Regulalionsweise und
die ihm immanente »systematische Kohärenz< einzubinden.
Konsequenterweisc entstehen neue Probicmkonstellationen, auf
die die Protagonisten des kapitalistischen Weltsystems keine
Antworten parat haben, weil deren Regulationserfordemisse
außerhalb ihrer Regulalionsweise liegen. So entstehen Regio
nen der Regression, die aus der weltgescllschaftlichen Dyna
mik sich verdichtender Austausch- und Kommunikationsbezie

hungen ausgeschlossen sind und außerhalb globalisierter Regu
lationsweisen des kapitalistischen Well.syslems stehen«.®

In seinem neuen Buch »Die Erfindung des Politischen« hat
Ulrich Beck die These formuliert, daß in der gegenwärtigen
Epoche die »Ziele der gesellschaftlichen Entwicklung (und da
mit auch die der Politik) neu ausbuchstabiert werden« müssen.
»Genau das meint die Erfindung des Politischen; Das Modell
der westlichen Moderne - jene >okzidentale< Mischung aus
Kapitalismus, Demokratie, Rechtssiaailichkeit und nationaler,
was auch immer heißt: militärischer Souveränität - ist anti

quiert, muß neu verhandelt werden. Das ist der Kern der viel
diskutierten Krise der westlichen Parleiendemokratie«.' In den
Arenen solcher Verhandlungen versammeln sich nun Akteure
mit disparaten Interessen und Optionen: ncoliberale Wirt
schaftspolitiker und Untemehmervertreter, die im Vorantreiben
der Deregulierung im Bereich des kollektiven Arbeitsrechtes
und der Sozialpolitik das alte Sy.stem der »Sozialkontrakte«
aufbrechen wollen und den wohlfahrtsstaailichen »Klassen-

kompromiß" (hierzulande das »Modell Deutschland«) aufge
kündigt haben; Gewerkschafter, die die Krise des allen Vertra
ges konzedieren, aber einen neuen Konsensus in bczug auf Ar
beitszeitverkürzung,** Mitbestimmung/Partizipation und Be
schäftigungspolitik einfordern; Sprecher ökologischer Politik,
die zur Überwindung der Krise einen New Deal, ein ökologi
sches Umverteilungsprojekt, vorschlagen.*'
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In einem - von Prof. F. Heng.sbach (SJ) inspirierten - Mani
fest zur »Solidarität am Standort Deutschland«, das der Ver
teidigung und Reform des Sozialstaales in Deutschland gewid
met ist, heißt es zum Schluß: »Um den bundesdeul.schen So-

zialsiaat als unerläßlichen Bestandteil einer »sozialen Demo-
kraiie< zu festigen, braucht es einen neuen Gesellschaftsvertrag
zwischen allen Bundesbürgern und -bürgerinnen. Dieser Ver
trag umfaßt die wechselseitige Verpflichtung, die gesellschaft
liche Spaltung gemeinsam und nach persönlichem Leistungs
vermögen anzugehen und zu überwinden. Dies liegt im ge
meinsamen Interesse aller und bestätigt den zivilen Charakter
der Bundesrepublik. Ein solcher Gesellschaftsvertrag läßt sich
staatlich nicht erzwingen, sondern kaim nur aus öffentlichen
Mcinungs- und Willensbildungsprozessen als freiwillgc Über
einkunft aller entstehen«.'®

Das zentrale Problem - das freilich höchst unterschiedliche

Lösungen zuläßt - hat Ralf Dahrendorf kürzlich so formuliert:
»Die Zukunft der Arbeil ist die größte Frage, die sich inner
halb der Gesellschaften der freien Well stellt. Und eine Ant

wort daraufhaben wird noch nicht«." In der Rege! stimmen
die Teilnehmer der Debatte darin überein, daß das Verhältnis
von Ökonomie und Politik, von Markt und Staat, von Akku
mulation und Regulation neu bestimmt und neu vermessen
werden muß - freilich scheiden sich auch hier die Geister zwi

schen den Verfechtern der »Sclbstheilungskräfte des freien
Marktes« und den Anhängern der These, daß die Freiheit der
Markikräfte - zumal in der Gegenwart - dazu tendiert, soziale,
ökologische und politische Katastrophen herbeizuführen und
deshalb einer politischen Kontrolle und Regulation unterwor
fen werden muß.'^

Der Diskurs über den neuen Geseilschafisvertrag steht also
in einem Spannungsverhältnis von historischem Formalions-
wechscl, von Krisenwahmehmung und Emeuerungsbewußl-
sein. Es gehl um eine tiefgreifende Resirukturierung der insti
tutionellen, und damit auch der politisch-moralischen Organi
sation von Gesellschaft - und zwar insbesondere des Verhält

nisses von Ökonomie und Gesellschaft - durch eine Neube
stimmung nicht allein der Verteilungsproportionen zwischen
den gesellschaftlichen Gruppen, sondern auch um eine institu
tionelle (d.h. politische) Reorganisation der Verteilungsmecha
nismen selbst. Einige gehen freilich weit Uber diese Problem-
definition hinaus, indem sie die Frage aufwerfen, ob ein solch'
neues Modell nur unter der Voraussetzung der Reorganisation
der stofflichen Bedingungen von Produktion und Reproduk
tion, d.h. insbesondere der energetischen Basis heutiger kapita
listischer Produktionsverhältnisse, gedacht und praktisch ange
gangen werden kann.

»Neuer Gcsellschaftsvertrag« in dieser Perspektive wirft al
so - historisch betrachtet - eine Paradoxie auf: das Problem

einer »Revolution ohne Revolution«. Antonio Gramsci hätte

vielleicht von einer »passiven Revolution« gesprochen. Diese
wird nicht von der gesellschaftlich führenden Klasse im Resul
tat zugespitzer Klassenauseinandersetzungen, sondern in einer
geschichtlichen Periode der Erschöpfung der Klassenkräfte
vom Staat, von der »politischen Klasse«, ins Werk gesetzt. Bei
Ulrich Beck lautet dieses Programm: Bewahrung der »Errun
genschaften der europäischen Moderne - parlamentarische De
mokratie, Rechlsstaallichkeit, die Menschenrechte, die Freiheit
der Individuen«. Zur Disposition allerdings steht »die Art ihrer
Umsetzung in den Gußformen der Indusiriegesellschaft«.'̂
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Von der Krise zum »großen Kompromiß«?

Der Müncliener Soziologe Burkarl Lim hai sclion zu Beginn
der 80er Jahre in seiner »Neuinierpretation der industrieil-kapi-
talistischen Entwicklung im Europa des 20. Jahrhunderts« die
TTicse vertreten, daß eine neue - selbsttragende und lang an
haltende - Prosperilätskonstellalion nur dann zu realisieren ist,
wenn ein >cxpliziener Gcscllschaftsvcrtrdg< zuslandckommt
der die Gnindzüge eines neuen politisch-iiistilutio/ielleii Arran
gements fixiert«. Das Ende der Prosperität der Nachkriegszeit,
das sich mit den Wirtschaftskrisen und der kontinuierlich an-
•steigenden Arbeitslosigkeit seit Anfang bzw. Mitte der 70er
Jahre ankündigte, wird von Lutz als eine .säkulare Erschöpfung
der Akkumulationsreserven des Kapitals gedeutet - nach der
äußeren »Landnahme« war es nach 1945 vor allem die »innere

Landnahme«, die »wcilgeliende Absorption des bis dahin im
mer noch starken traditionellen Sektors durch den industriell-

marktwirl.schaftlichen«. Insofern bestand nach dem Zweiten

Weltkrieg ein direkter Zusammenhang zwischen der wohl-
fahrtsstaallichen Politik (politisch-institutionelles Arrangement)
und dem raschen Win.schafiswachsium.

In der Zukunft - .so Lutz - ist allerdings Prosperität nach
diesem Muster nicht zu erwarten. »Was sich innerhalb der In
dustrienationen derzeit an Landnahme vollzieht, stößt vieler
orts bereits sichtbar an Grenzen, die z.B. von der Knappheit
natürlicher Ressourcen oder von der beschränkten Möglichkeit
gezogen werden, immaterielle Bedürfni.sse mit Hilfe indu.stria-
lisierter, kommerzieller Dienstleistungen zu befriedigen«. Sy
stemische Gleichgewichtsstörungen werden daher die entwik-
kelten lndu.slriegesellschaftcn in Europa bedrohen - sei es als
Folge der zunehmenden Prozesse sozialer Desintegration, sei
es als Folge der Risiken, die die energetische und biologische
Existenzgrundlage der Gesellschaften in Frage stellen, »Solche
Bedrohungen zu verhindern, die in ihnen kumulierenden Ab
läufe .schon im Keim zu ersticken oder wenigstens abzufangen,
bevor sie ganz außer Kontrolle geraten, ist eine Aufgabe, die
nur von Politik geleistet werden kann. Nun scheint allerdings
das politisch-administnilive Sy.stcm der europäischen ... Indu
strienationen - trotz der enormen Zunahme seiner Ressourcen
und seines sozioökonomischen Gewichts, die als Vorausset
zung und Begleiterscheinung der europäischen Nachkrieg.spe-
riode zu verzeichnen war - für die Lösung dieser Aufgabe
kaum gerüstet zu sein«.

Lutz hält sich bei der genaueren Bestimmung der Strukturen
und Ziele des »neuen Gescllschaftsvertrages« deutlich zurück:
es gibt zu viele Fragen, auf die es gegenwärtig noch keine
Antwort gibt. Allerdings ist er davon überz.eugt, daß die Inhal
te eines solchen Vertrages eine »liefgreifende Umstrukturie
rung des politisch-administrativen Systems« voraussetzen und
durch eine .stärkere wechselseitige Durchdringung dessen ge
prägt sein werden, »was sich gegenwärtig noch als jeweils ge
trennte >Sphären< von Politik und Ökonomie darstellt«. Lutz
witmtc also (schon Anfang der 8(>er Jahre) implizit vor den
Wirkungen jener neoliberalen Illusionen, die eine Revitalisie-
rung der kapitalistischen Ökonomien des Westens durch einen
»Rückzug des Staates« aus der Wirtschaft und aus der Gestal
tung der sozialen Dimensionen der Gesellschaft propagieren.
»Die eigentliche Aufgabe von Politik wäre es .... dafür Sorge
zu tragen, daß die rationale und erfolgreiche Wahrnehmung
von solchen Interessen, die nur durch politisches Handeln
(oder zumindest unter .seineraktiven Beteiligung) entstehen
bzw. ihre jetzige Form annehmen konnten, Wirkungen hat, die
mit den auf gesellschaftlichen Konsens gegründeten Zielen
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und Werten übereinstimmen und Kohärenz wie Effizienz des

Gesamt.sysiems erhöhen; und zu verhindern, daß die Durchset
zung von partikularen Interessen im Rahmen von Verhältnis
sen, die oft von Politik überhaupt erst geschaffen werden, in
einen unausweichlichen Konflikt mit dem Gemcinlnleresse ge
rät, dem zu dienen Politik verpflichtet ist«."*

Ralf Dahrendorf \ul den letzten Abschnitt seines Buches
»Der moderne soziale Konflikt« mit der Überschrift »Ein neu
er Gesellschaftsvcrtrag« versehen. Er wiederholt seine "niese

Fronk Deppe ist fYofcssor tlir l'uliUkwj.ssens^h^ifl in Marburg.

' DerText licnihlauf einem Vonrng. den ich im Januar 1W4beim »Verein
GcscIlxchaft&aruUysc und potllischc Uildung« in Berlin gehuttcn hatre. Er vor-
suclu, die Ülacrlcgungcn, die Icli ItW.t inil einem Aniket zu deii^ Thema »Kapi-
lalismus und t>:ninkralic« - vgl. I'ußnole 2 - begonnen habe, fonzufUhren und
zu \cnicfcn. Der Tcxl Isl ein Vorabdruck auv: ll.J. Bieling/Frank E)eppc (Hrsg.).
EiKwIcklungspmbleinc des eunipUisclKn Kapllalismus. mit Beiiragen von K.
Hühner, M. Fcliler. A. Bulicmcier. Choon-Kwcun Koo. FEO-Siudicn, Band 4,
Marburg 1994; gegen einen Unkostcnbcllrag in Itülic von DM 20.- erhältlich
bei l'oischungvgruppe Europäiselie Ocnieln.scharieii (FEG), Institut für Politik
wissenschaft, Wilielm-Rcipke-Slr. 6, ,t,S(l32 Marburg.

' Vgl. dazu u.ü. E'iank Deppe. Kapitalismus und Demokratie. I.sl die Marx-
sche Kritik der Politik Überholl? in; Sozialismu.s 9/1993. S. 44-.S7,

' Vgl. dazuden iicilr.ig von Ilans-JUrgcn üicling in Band 4 der FEG-Siudicn.
•* Vgl. dazu U.II. - von unterschiedlichen Positionen - Fritz W. Suharpf. Die

Handlungsfähigkeil des Staates am Ende des 20. Jahrhundens. in: PVS, 4/1991,
S. 621ff.: Joachim Hirsch. Iniemalionale Regulation, in; Das Argument. 198/
IW3, .S. 195fr.

* Vgl. iüsef Esser. DieSuche nach demPrimat der Politik, in; S. Un-seld
(Hrsg.). Politik ohne Projekt, Frankfurt/Main 1993, S. 409ff.; hier S. 410/411.

'' Bernd Rötlgcr. Akkumulation und Reguhitioii in derEG-metropolitancn In
tegration. Zur Dialektik von Vereinheitlichung und Fraklionicnjng in Europa. In
stitut für intemationalc Politik IIIP), Berlin. Arfocilspapier Nr. 22. Oktober 1993.
S. 16/17.

' Ulrich Beck, Die Erfindung des Politischen, Frankfurt 1993,S. 17.
* Der franzüsisehe Sozialist Andiü Gor/,betrachtet die Verkürzung der Ar

beitzeit als Kern eines »neuen Gcscllschaflsvejtnigcs«. vgl. ders.. Und Jetzt wo
hin? Nordlingcn 1991. S. 152-174.

Uudger Volmer. Eine Koalition des New Deal, in; Blätter fUr deutsche und
iniemalionale Puliiik, 4/t994, S. SVSff., hier S. 399.

Oswald von Nell-Bieuning-Inslitut für Wlrtschafts- und Gcscllschafisetliik.
Fraiikfun; Solidarität am Standort Deutschland. Eine Erklärung von Sozialwix-
scnschafilerinnen und -wlsscoschafllem. iit: Frankfuner Rundschau vom 20. Mai
im

" Ralf Dahrendorf, Ich bleibe ein radikaler l.iberaicr, in; Die Zeil. 27. Au
gust 1993, S. 3. Der Soziologe Wolf Lcpenies (Weniger kann mehr wert sein,
in; Die Zeil. 5. November 1993, S. 19/20)fordert eine grundlegende Neubeslini-
mung der Bedeutung von Arbeit: »Wenn sich abzeichnet, daß in der Industric-
gcscllschaft der Zukunft nicht genügend Arbeit filr alle vorbanden ist. dann ist
es nutwendig, darüber nachzudenken, ob die für die Zukunft zu erwartenden
hcttigen Vertcllungskiimpfc tat.säehlleh noch durch Sozialkonlrakte zwischen Ar-
Iselihabenden und Arbeitslosen allein zu lösen sind ... Es gilt, diese Ungerceiitig-
kcil z.u beseiligen. durch Sozialkonlrakte zwischen Privilcgieftcn und Nichlprivi-
iegicrien. die Arbeit schaffen; durch die Redu/jcrung und Flexibilisierung der
Artrcitszcii; vielleicht auch durch eine Umwcnung der Arbeit, die letztlich auch
z.ueiner Enldnimatisiemng der Arbeitslosigkeit führt«.

" Gegendie ilureh und durch ideologische Tlicsc. daU Mlirklc ohne staatliche
Regulation optimal funktionieren, argunieniicrt Michael Barral Brown. LImila-
lions of market and liberal democracy. in: ToD. Tlic Working Papcr Serie«. 4/
1993 (New Yotk/Beograd). S. lOff.

" Ulrich Beek, a.a.O.: dat) Beck nicht ausdrücklich den modernen Wohl
fahrtsstaat als Errungenschaft der europäischen Moderne anerkennt, läßt die
Vermutung zu, daß dieser bei der Ncuvcrhandlung eines Gescllschaftsvertrages
a jiriori zur Disposition gestellt werden könnte. Solche (radikal ncolibcralen)
Vorstellungen eines "minimalen Staates«, wie sie u.a. von Roben Nozick (Anar-
chy. State and ülopia, New York 1974) theoretisch begrünilct wurden, werden
in der Regel von Beek nicht vertreten. Die Griindiingdes Projektes der Politik
»auf d.is alleinige .Standbein Individueller Rechte, wie dies Nozick tut«, ist von
Helmut Willke (Abwicklung der Politik, in; S. Unseld (Hrsg.), Politik ohne Pro
jekt? Frankfun 1993. S. 54ff.) mit dem Hinweis auf die »Brisanz kollektiver
Güter und kollektiver Risiken« kritisiert worden.

Burican Lutz. Der kurze Traum immerwährender Prosperität. Frankfurt/
New York 1984, S. 257rf.; vgl. auch ders., F.s bleibt nicht mehr viel Zeit für
den Umb^, in; Gewerkschaftliche Monatshefte, 1/1993. S. 25/6
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vom »Ende des sozialdemokratischen Jahrhunderts«, einer
Epoche, in der im Rahmen der politischen Demokratie eine
Kohärenz von Wirtscliattswachstum, individueller Wohlstands
mehrung und sozialstaatlichen Sicherungen, knapper: von
Wirtschaftswachstum und politischen wie sozialen Bürgerrech
ten anerkiuint war, Seit den 70er Jahren in den westlichen Ge
sellschaften, und seit 1989 in den Gesellschalten Osteuropas
steht eine Neubestimmung des Verhältnisses von Angeboten
(die von der Ökonomie und vom Markt zu Verfügung gestellt
werden) und von Anrechten der Bürger (die über die Gesell
schaft und das politische System definiert werden) auf der Ta
gesordnung der Politik. In den 80cr Jahren halte sich - im
Windschatten des Tlialcherismus und der Reaganomics - aber
vor allem vor dem Hintergrund der Krise des »keynesiani-
schen Wohlfahrtsstaates« - die Politik zugunsten der Ange
botsseite (System der Marktfreiheiten) gewendet. »Am Beginn
der 90er Jahre stehen jedoch Anrechte im Vordergrund«. Die
Gründe dafür liegen u.a. in der Vernachlässigung von Anrech
ten infolge des Vorranges der Angebotspolitik, in den Proble
men der Transformationskrisen in Osteuropa, in der Not der
Dritten Well sowie in der wachsenden Arbeitslosigkeit und
Armut in den Zentren der OECD-Staaten selbst. Die »neuen

Anrechtsfragcn« zu Beginn der 9()cr Jahre sind »in erster Linie
sozial«. Es geht darum, »allen jenen Chancen der Teilnahme
an der politischen Gemeinschaft, am (Arbcits-) Markt und am
Leben der Bürgergescllschaft zu sichern, die gleichsam den
gemcin.samen Fußboden bilden, auf dem alle stehen, so weit
auch manche sich Uber ihn hinaus erheben mögen dank ihres
Erfolges oder Glücks im sozialen Konkurrenzkampf«.

Der Gc-sellschafisvertrag, der das Verhältnis von Angeboten
und Anrechten regelt, beruht - so Dahrendori' - auf einem
Konsens über die »Minimalbedingungen einer Ordnung der
Freiheit«. Heute brauchen wir - ähnlich wie nach den Erfah

rungen der Weltwirtschaftskrise und der Bedrohungen der De
mokratie in der Zwischenkriegsperiode - »nicht weniger als
eine neue Stufe des Gesellschaftsvertrages«. Dabei stellen .sich
Fragen der politischen Ordnung, (soziale und sozialpoHti.sche)
Anrecht.sfragen, Fragen des Institutionen-Bauens und Fragen
der Weltordiiung. Sein liberales Programm bringt Dahrendorf
zunäch.st einmal auf die einprägsame Formel: »eine reiche und
vielfaiiige Bürgcrgesell.schaft in einer schlanken und wirksa
men Siaatsverfassung«, Und doch beschränkt er sich keines
wegs darauf, die propagandistischen Leit- und Glaubenssätze
des Neoliberalismus zu wiederholen. Immerhin gehl Dahren
dorf von der Ein.sicht aus, daß die Vorherrschaft der (ncoiibe-
ralcn) Angebolspolilik in den 80cr Jahren überhaupt er.st die
Frage nach einer Neulönnulierung sozialer Bürgerrechte und
Anrechte auf die Tagesordnung der Politik gesetzt hat. Indem
er mehrfach auf Jolin Maynard Kcynes, auf dessen Begriff von
Liberalismus, vor allem aber auf dessen Vorschläge für eine
gnindlegendc Neuorientierung der Wirtschafts- und Sozialpoli
tik rekurriert, plädiert er schließlich für »strategische Refor
men ... Es handelt sich um Maßnahmen der Veränderung, die
an einem spezifischen Punkt ansetzen, diesen jedoch so wäh
len, daß von ihm aus weitreichende, gar nicht voll absehbare
Wirkungen ausgehen. Dabei handelt es sich typischerweise um
Punkte auf cJcr Greinlinie von Politik und Ökonomie, von An
rechten und Angeboten. Jedenfalls gilt das für strategische
Veränderungen zugunsten größerer Lebenschancen für mehr
Menschen. Hier lag die Kraft des Keynesschen Begriffs der
effektiven Nachfrage; hier könnte die Kraft von garantiertem
Grundeinkommen liegen«.'''

Der - der .sog. »Regulationsschule« zuzurechnende - fron-
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zöslsche Ökonom Alaiii Liepiiz analysiert den ökonomischen
und geselLschaftspolitischen Umbrach seit den 70er Jahren als
einen krisenhaften Formationswandci. Das fordistische Enl-

wicklungsmodcll des Kapitalismus, das sich - ausgehend von
den USA - nach der Weltwirtschaftskrise, vor allem aber nach

dem Zweiten Weltkrieg in den Zentren des K;ipilalismus
durahsetzte, i.sl in eine Erosionskrisc geraten. Wir befinden uns
heute (zu Beginn der 90cr Jahre), seit fast 20 Jahren in einer
offenen historischen Periode, in der die »Definition eines
neuen Entwicklungsmodclls, eines neuen großen Kompromis
ses« umstritten ist. »Wir befinden uns nicht allein in einer

Wirtschaftskrise, sondern in einer Krise des Kompromis.ses,
auf dem unsere Gesellschaft berahl. In einer Krise des >Projek-
les'«. Das fordistische Paradigma, das einen dreifachen Fon-
schriit versprach - tcchni.schen Fortschritt, sozialen Fortschritt
und Fortschritte der sta;itlichen Regulierang - ist gebrochen.

Antifordisiische Bewegungen seil den 60er Jahren gab es
zunächst von links (die 68er Bewegung, die feministische und
die Ökologiebewegungen). Am Ende des »Goldenen Zeitalters
des Kapitalismu.s«'̂ - nach den ersten Weltwirtschaftkriscn
seit 1974 - setzt sich freilich der Neoliberalismus, der »libera
le Produktivismus«, durch, der auf der einen Seite die (Welt-)
Markikräftc frei.setzcn will und auf der anderen Seite die Inter

ventionen des Staates auf die Inflationskontrolle beschränken

(Monetarismus) und - durch Deregulierung und Privatisicrang
vor allem im sozialpoliii.schen Bereich - zurücknehmen will.
Dessen politische und ideologische Überlegenheit resultiert zu
nächst aus der Verhaftung der politischen und gewerkschaftli
chen Linken an das fordistische Paradigma sowie aus der
chronisch steigenden Masscnarbeitslo.sigkeit, die die Durch-
scizungsmachl - vor allem der Gewerkschaften - substantiell
geschwächt hat.

Zu Beginn der 90er Jahre —so Liepitz —ist der liberale Pro-
duklivismus - bezogen auf den propagandisti.schcn Gehalt der
liberalen »Utopien« (Reviiaiisierang des Kapitalismus, mehr
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individuellen Wohlstand und Freiheil) - gescheitert; Wachsiutn
und Produktivität blieben zurück; die Arbeitslosigkeit hat sich
kontinuierlich erhöht; die öffentliche und private Verschuldung
ist explodiert; die ökologische Krise weitet sich aus; die Spal
tung zwischen den Zentren und der Peripherie hat sich ver
stärkt usw. usf. wDie Frage nach den Lösungen der Krise ist
wesentlich eine politische Frage, wie schon in den 30er Jah
ren. Dennoch, es kann nicht mehr darum gehen, die richtige
Wirtschaftspolitik in Übereinstimmung mit den bestehenden
Grundregeln auszuwählen; es geht vielmehr darum, neue Re
geln zu etablieren - neue Prinzipien für die Organisation des
Arbeitsprozesses, neue Normen über die Leitung und die ge
sellschaftliche Verwendung der Produktion, neue Gewohnhei
ten und neue Regulalionsweiscn. Wir müssen eine Überein
kunft über neue Kompromisse und neue Projekle herstellen:
wir müssen einen neuen >großen Kompromiß< erllnden«." Der
Kompromiß könnte auch als der Gescllschaftsvenrag bezeich
net werden, der - für eine neue historische Formation der ka

pitalistischen Entwicklung - die Kohärenz zwischen der Orga
nisation des Arbeitsprozesses, dem Akkumulalionsregime und
der Regulaiionsweisc herstellt und reproduziert.

Konkurrierende Politikbegriffe

Nachdem bisher die Fragestellung .sowie das Feld charakteri
siert wurde, auf dem die Debatte über den «neuen Gesell

schaftsvertrag« siaiifindet, werden im folgenden einige Aspek
te der politischen Theorie behandelt, die im Zusammenhang
mit dem Begriff des «Gesellschafisvcrtrages« eine Rolle spie
len. Soviel ist deutlich geworden; die Debatte über den Gescll
schaftsvenrag betrifft das Verhältnis von Ökonomie und Poli
tik; sie betrifft die institutionelle Au.sgcstaftung der Beziehun
gen zwischen dem marklgcsieuenen ökonomischen System,
der Vencilung der Arbcitsmarklchancen und der Einkommen
und der Sicucrungs- bzw. Regulaiionsfunklion des politischen
Systems. Die im vorangehenden Abschnitt vorgestellten Posi
tionen unterscheiden sich vor allem bei der Analyse der öko
nomischen Voraussetzungen der gegenwärtigen Krise: sie
stimmen freilich darin überein, daß der »neue Gesellschafi.s-
vertrag« im wesentlichen eine paliiixche Gestaltungsaufgabe
sei.

In der Debatte kommen zwei iiiiterschieJIiclie Begriffe bzw.
Modelle von Politik zur Sprache:
• «Politik« wird heute von der «herrschenden Meinung« in
nerhalb der Politikwissenschaft als ein System von Normen,
Regeln und Institutionen verstanden. de.ssen Funktionsbedin
gungen durch den Staat, als eine Ad «Moderator«, im Sinne
bindender Entscheidungen gcsiched werden. In ihm treten po
litische Akteure mit unterschiedlichen, aber rational begründ
baren Inieressen in Tauscli- und Verhandjungsbeziehungen
miteinander. Die Spielregeln und die normativ-institutionellen
Arrangements, die sie dabei akzeptieren und auch .stets neu
verhandeln, könnten als ein »GeselLschaftsvcrtrug« bezeichnet
werden (denn es handelt sich dabei sowohl um formelle Re
geln wie die Verfassung und das Rcchlssysiein selbst, als auch
um vielfältige informelle Regeln, die sich z.T. noch auf der
Ebene der Alliagskuliuren und der allläglichen Moralvorstel
lungen wiederfinden).

Diese Regeln sind selbstverständlich umkämpft und unterlie
gen einem historischen Wandel; aber es ist letztlich Aufgabe
der demokratischen Systeme und ihrer Öffentlichkeit, den
Rahmen sowohl für den Konflikt als auch für den Wandel be
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reitzustellen. Der Gesellschaftsvertrag zeichnet sich daher vor
allem dadurch aus. daß er einerseits von einem Baslskonsens
zwischen den beteiligten politischen Akteuren getragen wird
(Erhaltung der Spielregeln als Bedingung für die Existenz imd
Anerkennung der Akteure) und daß in demokratischen Syste
men - über »bargaining« (also über Verhandlungslösungen)
und Kompromißbereitschaft - der Gesellschaflsvertrag verän
dert und erneuert werden kann.

Dieser systcm- und handlungstheorctisch abgeleitete Politik
begriff versteht sich insofern als modern bzw. »postmodem«,
als er sich nichi allein von dem Normaiivismus der klassischen

Politikwissenschaft sowie des Marxismus emanzipiert glaubt,
sondern auch darin, daß er sich - in Übereinstimmung mit der
systcmlheoretischcn Basisprämisse von der zunehmenden Dif-
fercnziciung der Gesellschaft in Teilsysteme als Kern des Mo-
demisierungspro/.esses - als Beitrag zur »Entzauberung des
Staates« sowie zur »Entsubstanlialisierung« des Maehlbcgriffes
versteht.'" Soweit er sich der Problematik des Gesellschafts
vertrages zuwendet, werden ihn vornehmlich (so der politik-
wisscnsehaftlich vorherrschende Trend zum sog. »poiicy-An-
salz« und zum Insiilulionalismus) die Verfahren und Normen,
aber auch die Gegenstände (issues) der Verhandlung.ssysteme.
die Interessen und Strategien der beteiligten Akteure sowie vor
allem die Kristallisationen solcher Prozesse und ihrer Resultate

in den politischen Institutionen interessieren. Die Interessen
selbst werden formal als gleichberechtigte anerkannt, ohne sie
auf eine kritische Evaluierung der gesellschaftlichen Macht-
und Herrschafisverhältnisse zu beziehen. Damit wird aber die

Frage nach den Vermittlungen zwischen den ökonomischen,
gesell.sehaftliehen und politischen Entwicklungsprozessen, wie
sie sich im kri.scnhaften Formationswandel bzw. -Umbruch

vom Fordismus zum Postfordismus konkretisieren, nicht mehr
gestellt bzw. schon a priori als außerwis.senschaftlich (meta
physisch, hoiistisch oder gar als totalitär) disqualifiziert.'®
• Das zweite Modell von Politik begreift diese als eine Form,
in der unterschiedliche, gegensätzliche Interessen gesellschaft
licher Gruppen (Klassen) ausgetragen werden und letztlich auf
eine Veränderung der um den Staat zentrierten politischen
Machtverhältnisse zielen, um diese Interessen durchzusetzen.
Politik wird hier als Gewallvcrhältnis in der Tradition des po
litischen Realismus von Maehiavclii bis Max Weber^" und der

Ralf Dahrendorf. t3er rrKxlenic »ozt&le Konflikt. Eszay zur Polilik der Frei
heit. Stuttgart 1992. .S. 245ff.

Vgl. dazu die Untersuchung, an der auch Alain l.icpitz milgcarlxilel hat:
Stephen A. MargliiVJulicl B. Sehor (Hds.). The Golden Äge ofCapitaJism.
Rcinicrprcling the Posiwar Experiencc. Ozford 1991.

" Alain Liepiir. Ne«' Economic Order. Postfordism. Ecology andDettiocta-
cy. London 1992.

" Vgl. dazucjcrnplarisch Klaus von Bcymc. Theorie der Polilik Im20- Jahr
hunden. Von der Moderne zur Postmodeme, Frankfurt/Main 1991.

Das gegenwärtige »Elend der Politikwissenschaft« (oder auch nur der
Hauch von prälenliüscr L.angeweilc. den sie verbreitet) wird nach »herrschender
Meinung« als Durchbnich zur Vcrwicvenschaflliehuni (etwa nach dem Vorbild
derÖkonometrie) gefeiert. DerVerlust (bzw. die Verdrängung) ihrer zentralen
Gcgen.stände Macht. Herrschaft und Slual (wie sie z.B. noch Ma* Weber defi
niert hatte) - gekoppelt mit einer - den Machtcodes der Insiilutioncii des Wis-
senschartssystcms gemäßen - Anpa.ssungshaliung (die selbst noch durch das
schlechte biographische Gewissen der Sludenlcnrevolle von l%8ff. und der
kurz/eiligen »Renaksaiicc des Maraismus« in den 70er Jahren forcicn wird)
vedtintJcrt in weiten Bereichen der Sozialwlssenschaficn (die dem Methodenfeti
schismus huldigen) den Blick auf die gesellschaflUehc und politische Realität.

Maz Weber bcirachlele das »Politische« - in innen- wie in außenpoliti
scher Hinsicht - als einen unerbittlichen Machtkampf, der in einem unauflösba
ren Spannungsvcrh.illnis zur Moral, zur -Gesinnungselhik« stehen muß; vgl. da
zu - als knappen Überblick - Dirk Käsier. Maz Weber, in:!. Feischcr/H.
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amerikanischen Schule des »Neorealismus« (auf dem Gebiet
der internationalen Politik)^' bestimmt. Der materialistische
Politikbegriff faßt diese - in diesem Punkteeinig mit dein
Realismus - als den Kampf gegensätzlicher Interessenblöcke,
dessen Ba.sis in letzter Instanz die gesellschaftliche Klassen
spaltung ausmacht.-^ Wolfgang Abendroth hat in diesem Sinne
als »politisch ... jede gesellschaftliche Aktivität« bezeichnet,
»die die Struktur der Gesellschaft (und also die Machtvenei-
lung der sozialen Gruppen in der Gesellschaft) sei es verän
dern, sei es durch Machigebrauch stabilisieren will. Staat und
öffentliche Gewalt sind Institutionen der Gesellschaft; pollti-
.sches Verhalten ist eine spezifische Form sozialen Verhal
tens«.^'

Die Regeln und institutionellen Normen, nach und in denen
sich die politischen und sozialen Kämpfe vollziehen, sind
.selbst noch Produkte dieser Auseinandersetzungen und inso
fern nicht statisch fixiert, sondem historisch wandelbar und
flexibel. Mit der Herausbildung von Massenorganisationen der
Arbeiterbewegung (vor allem der Gewerkschaften und - als
ein Ergebnis ihres Wirkens - des kollektiven Arbeitsrechtes)
haben die Ergebnisse solcher Kämpfe auf der Ebene der Ver
fassungen, des Systems der staatlichen Institutionen (Sozial-
slaat) wie des Rechtssystems, aber auch auf der Ebene der
»politischen Kultur« einen jeweils formationsspezifischen Aus
druck gefunden, der als ein Kompromiß bzw. als ein »Klas-
.senkompromiß« bezeichnet werden kann. Es handelt sich -
kurz gesagt - um zeitweilige Fest.schreibungen von Klasscnbe-
zichungen und um Formen der In.stitutionalisierung von sol
chen Kompromissen. Beschreibungen von Kräftekonstellatio
nen von Klassen, die ihrerseits den Charakter verschiedener
kapitalistischer »Formationen« bzw. verschiedener Epochen
kapitalistischer Entwicklung auszeichnen. '̂*

Damit erst entsteht jene moderne Problematik der institutio
nellen Vermittlung von Ökonomie. Gesellschaft und Politik,
wie sie in der neueren Demokratietheorie^' und in der »Theo
rie der Regulation« reflektiert wird. Joachim Hirsch hat den
Ausgangspunkt ihrer Überlegungen so zusammengefaßt: »Jede
kapitalistische Gesellschaft (benötigt) ein institutionell-norma
tives Netzwerk, das die divergierenden Strategien und Hand
lungen konkurrierender und miteinander kämpfender Indivi
duen. Gruppen und Klassen in einer mit den Bedingungen der
Kapitalakkumulation vereinbarten Weise aufeinander zu bezie
hen vermag«.^*'

In diesem Sinne z.B. verwendet der - am Marxismus, vor
allem an der politischen Hegemonietheorie von Antonio
Gramsci orientierte - kanadische Theoretiker der internationa
len Beziehungen, Robert W. Cox, den Begriff des Gesell
schaftsvertrages. Die Desintegration des für die Nachkriegsge
schichte der westlichen Metropolen bestimmenden »neolibera
len historischen Blocks« besc^cibt er folgendermaßen: »Der
Gesellschaflsverirag, der die ungeschriebene Verfassung des
bislorischcn Blockes des ncollberalcn Staates gebildet halte,
wurde in allen entwickelten kapitalistischen Ländern in den
Jahren nach 1974/75 gebrochen. Diese Jahre waren zugleich
eine Schwelle in der Entwicklung der Klassenkämpfe. Regie
rungen verbündeten sich mit dem Kapital, um Bedingungen
herzustellen, die von den Geschäftsleuten als günstig für eine
Wiederbelebung der Investitionen angesehen wurden, und sie
drückten die Gewerkschaften in eine defensive Position. Von

da an hörte der Tripatismus (i.e. das Kooperationsmodell des
Korporatismus; Staat, Untcmehmerverbände und Gewerkschaf
ten handeln die »Sozialkontrakte« aus, F.D.) auf, die bestim
mende Methode für die Regulierung der gesellschaftlichen Be
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ziehungen der Produktion zu sein. Es bildete sich eine neue
Struktur der Produktionsbeziehungen heraus, die dazu tendier
te. die Arbeiterklasse in eine relativ gesicherte und geschützte
Minderheit (einbezogen in korporatistische Regelungen auf der
Unlemehmensebene) und in eine fragmentierte und relativ un
geschützte Mehrheil von Arbeiterinnen in prekären Beschäfti
gungsverhältnissen (nonesiablished workers) zu polarisie
ren«."

Beachten wir hier zunächst einmal die Formulierung vom
Gescllschaflsvertrag als der »ungeschriebenen Verfassung des
historischen Blocks des neoliberalen Staates«. Der historische
Block meint die Herrschaftskoalilion von weltmarktoricmier-

tem Kapital, Staat und sozialdemokratischer Arbeiterbewegung
nach 1947/48 - also mit dem Beginn des »Golden Age« und
des Kalten Krieges. Die staatliche Wirtschafts- und Haushalts
politik ist den wirtschafts- und konjunkturpolitischen Lehren
des Keynesianismus verpflichtet. Sie sichert den Auf- und
Ausbau des modemen Sozial- bzw. Wohlfahrtsstaates. Der

Hinweis auf die »ungeschriebene Verfassung« bezeichnet den
Konsens zwischen gesellschaftlichen Gruppen und Organisa
tionen mit wesentlich gegensätzlichen Interessen als Ergebnis
von Kämpfen und von internationalen Kräftekonstellationen
(d.h. die Wirkungen des Kalten Krieges). Konsens wird dar
über erzielt, daß Wirtschaftswachstum, Modernisierung, He
bung des Wohlstandes durch Löhne und staatliche Soziallci-
stungen, Transnationalisierung der Wirtschaft und nationale
Sozialpolitik miteinander zu vereinbaren sind. Die Ziele dieser
Politik - auch wenn sie nicht in der Verfassung oder in beson
deren Gesetzen gefaßt sind (deshalb der Hinweis auf die »un
geschriebene Verfassung«) - sind u.a. Vollbe.schäftigung, Ab
bau sozialer Ungleichheit, allgemeine Sicherungen über die
großen Sozialsysteme, Ausbau der gesellschaftlichen Infra
struktur (Bildung, Verkehr, Kommunikation). Anerkennung
starker Gewerkschaften (diese letzten Politikfelder beziehen
sich vor allem auf die westeuropäischen Verhältnisse).^"

Vertragsidee und Gerechtigkeit

Die Renaissance des Vertragsdiskurses wirft zugleich die Fra
ge auf, ob es sich dabei um eine Wiederbelebung des klassi
schen naturrechtlichen Denkens handelt, das seit Thomas Hob-
bes die Konstitution des starken Staates, der Kunstmaschine
des »Leviathan«, auf einen fiktiven Akt in der Form eines
Staatsgründungvertrages begründet hatte: Der Staat ist »eine
Person, bei der sich jeder einzelne einer großen Menge durch
gegenseitigen Vertrag eines jeden zum Autor ihrer Handlungen
gemacht hat. zu dem Zweck, daß sie die Stärke und Hilfsmit
tel aller, wie sie es für zweckmäßig hält, für den Frieden und
die gemeinsame Verteidigung einsetzt«." Die Individuen (als
Privateigentümer) schließen frei und rational (aus Eigennutz)
einen Staatsvertrag, mit dem sie dem »Leviathan« Souveräni
tät, d.h. das - wie Max Weber später formulierte - »Monopol
der legitimen physischen Gewaltsamkeit« übertragen. Auf die
se Weise treten sie aus dem »Naturzustand« des »Krieges Al
ler gegen Alle« in den politisch-staatlichen Zustand der »Civil
Society« über. Es ist diese strukturelle Spannung zwischen in
dividueller Freiheit und Gesetz (das die individuelle Freiheit
begrenzt und damit überhaupt erst als bürgerliches Freiheits
recht konstituiert), die das Verhältnis von politischer Gewalt
und Freiheits- bzw. Menschenrechten in der Geschichte der

kapitalistischen Ordnung ausmacht.'®
Die begriffliche Konstruktion des Gesellschaftsvertrages
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zielt nicht allein auf eine rationale Begründung politischer
Herrschaft, sondern auch auf eine Tauschbeziehung, wie sie
von allen Vedragsfonnen geregelt wird. Die Individuen tau
schen die Anerkennung der Souveränität gegen Sicherheit ein.
DieserTausch muß - als Äquivalententausch - beständig er
neuert werden. Darin wurzelt in letzter Instanz die Legitimität
des bürgerlichen Staates. Jürgen Habcmta.s hat kürzlich auf
diese Wendung zur Legitimationsproblematik —in der Enwick-
lung der klassisch-naturrechtlichen Staatsphilosophie (bis zum
18. Jahrhunded) - aufmerksam gemacht: »Zunächst hatte man
>Vo!kssouveräniiät> als eine Eingrenzung oder Umkehrung der
Fürstensouveränität verstanden, die auf einem Venrag zwi-
•schcn Volk und Regierung beruht (hier wäre an die sog. »Mo-
narchomachen« zu denken und an die heftige Polemik von
Jean Bodin gegen diesen Angriff auf die Souveränität, F.D.).
Demgegenüber haben Rous.seau und Kant Voikssouveränilät
nicht als einen Transfer von Hcrrschafisgcwalt von oben nach
unten oder als Teilung der Herrschaft zwischen zwei Parteien
begriffen. Für sie bedeutet Volkssouvcränitäi vielmehr die
Transformation der Herrschaft in Selbstgcsetzgebung. An die
Stelle eines hisioriseben Paktes, des Hcrrschaftsvertrages, tritt
hier der GeselLschaflsvertrag als ein abstraktes Modell für die
Art und Weise der Konstituierung und Lcgilimaiion von Herr-
-schaft. Dadurch verliert politische Gewalt den Charakter natur
wüchsiger Gewalt: aus der >auctorilas< der Staat,sgcwali sollten
die Rc-ste der >violeniia< getilgt werden. Nach dieser Vorstel
lung >kann nur der übereinstimmende und vereinigte Wille al
ler, sofern ein jeder über alle und alle über einen eben dassel
be beschließen geselzgebcitd sein« (Kant)«.- '̂

Seil dem 19. Jahrhunden »galt die Venragsidec als ausran
giert. dem Denksiil vergangener Zeiten verhaftet und in ihrem
normativen Anspruch durch den geschichtlichen Ausbau des
demokratischen Verlässungssiaaies längst überholt«." Schon
bis zum frühen 19. Jahrhundert waren zwei Einwände formu

liert. die den fiktiven - und darin aber auch ideologischen -
Charakter der Konstruktion des Gesellschaftsvertrages auf
deckten:

1. Der Gesellsehaftsvertrag, der das privatrechlliche Tausch-
vertiältnis /.wischen formal gleichen Individuen auf die Sphäre
der Öffentlichkeit ausdehnt, gründet gerade nicht auf gesell
schaftlicher Gleichheit, Im Gegenteil, er ist ein Herrschaftsvcr-
irag, der die Ungleichheit und Unfreiheit zugunsten der »Rei
chen« fesl.schreibi - so z.B. die Kritik des jungen Rousseau in
seinem »Diskurs über den Ursprung und die Grundlagen der
Ungleichheit unter den Menschen« (175.1)." Er mag sich da
bei auch auf John Locke's Konstruktion des Gesellschafisver-

trages bezogen haben, die »dem Klasscn.staat eine sittliche
Grundlage gab, und zwar mit Hilfe von Poslulaten über glei
che natürliche Rechte der Individuen. Im Rahmen der indivi

dualisierten Naturrcchtsannahmen des 17. Jahrhunderts konnte
ein Klassenstaat nur durch eine Lehre der allgemeinen Zustim
mung legitimiert werden, die eine Klasse dem Staat einglieder
te, ohne ihr die volle Mitgliedschaft in die.sem zuzugestehen.
Und gerade das leistete Leckes Theorie«." Die Marx'sche
Kritik an dem universalistischen Anspruch der Menschen-
rechtserklärungcn (als der Gebunsstunde der bürgerlichen Ver
fassungen) sowie an dem »wahren Eden der angeborenen

Münlclcr (Itrsg.), Pipers Handbuch «Icr poliiischcn Ideen. Band 5: Neuzeil, MUn-
chcn/ZUrich 1987. S. I50ff,

Vgl. dazu als ein Beispiel das populäre Buch von Paul Kennedy. Aufslieg
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und Niedergang der groBen Mäehle. Ökonomischer Wandel und mililärischcr
Konflikt von 1500 bis 2000, rrankfun/Main 19X9. Ökonomische, technologische
und iiiililärische Macht werden hier - vemiiucll Uber den Nuiionalslaal - als die
Hauplilelcrminanlen des intcniaiion.nlen Machlsystcnis begriffen (vgl. t>es. S.
619(650); zur »ncorcalislischen Schute« sowie zu Kennedy vgl. auch Frank
Dcppe. Jenseits derSysicmkonkucrenz. Üliertcgungen zurneuen Welionlnung.
Maibufg 1991.

Vgl. tlazu u.a. Frank Deppe, Niccolo Muchiavetli. Zur Kritik der reinen Po
litik. Köln 1987.

Wolfgang Ahendioth. Anlagonislisclie Gc.scllschaft und polilisctie Demo
kratie, Neuwied 19f>7. S. 9/10.

Am Beispiel der Renaissance des Diskurses Uber die »Zivilgesellscltaft«
lieitc sich zeigen, wie die t>eiden hier unlerschictlcnen Polilikbegriffe völlig ver
schiedene Bedeutungen zulassen bzw. vorgeben. Der Bezug auf Gram&ci's »so-
clcli civilc« thcmaiisien die Problematik der Kämpfe (fesellschafllicher Grup
pen und politischer Organisationen) um Hegemonie (und deren Abstüizung) in
den nicht-staatlichen Institutionen der Kultur und der Lcbcnswcllcn (vgl. dazu
Sabine Kcbir, Gramsci's Zivilgescllschaft. Hamburg 1991); der Bezug zu Han
nah Arendt hingegen (oder gar zum Sclbslverständinis der Gnindcrvaier der US-
amerik.inischen Vcrfiis.sung) begreif! diese als das -Netz selbsiorganisicner Ak
tivitäten und Assoziiiiloncn (der »Untertanen«) gegenüber dem Staat als Ort der
Macht«, als eine »Sphäre autonomen Handelns«, als der »Bereich des zivilisier
ten gcwalilosen Umgangs der Menschen miteinander« (Ulrich Rödel u.a., Die
demokratische Frage, Frankfurt/Main 1989, S. 56).

Vgl. dazu Nobcno Bobhio, Die Zukunft der Demokratie, Berlin 19X8.
Joachim Hirsch, Inlemalionalc Regulation, in; Das Argument, 198/1995, S.

I95ff. tüne - am Marsismus orienlierte - Ihcoriegeschichliichc Kekonslruktion
dic.scs Begriffs vom Gcscilschaflsvcnrag hätte zumindest drei Zugänge z.u erhel
len: I. Marsens Analyse des Kampfes um die gesetzliche Beschränkung des Ar
beitstages im ersten Band des »Kapital«, wo er die Fabrikge.setzgebung als »er
ste hcwuUic und planinäßigc Rückwirkung der Gesellschaft auf die naturwüchsi
ge Gestalt ihres Prodiiklionsprozc.sscs« bezeichnet (MEW, 25, S. 504). Später
spricht er vom »Sieg der politischen Ökonomie der Arbeil überdie polillschc
Ökonomie des Kapitals« (MEW. 16,S. II). 2. Die politische Theorie von Anto
nio GramscI. die mit «lern Begriff des »historischen Blockes« zu einem neuen
Vcrsländni.s der Beziehungen zwi.sclicn Basis und Üt>erbau auf der politischen
Ebene IÜ)m. 3. Die siaals- und reclilslhcorelischcn Debatten in der Zwischcn-

kricgsperiode (Otto Kirchheimcr. Franz Neumann. Henninn Heller). Hier wird
das Recht als zcnirulc.s ölcuerungsmedium der tiUrgertich-kapilaJisüschcn Gesell
schaft anerkannt: in reclilsstaallichen Regelungen werden die sozial vcrallgemei-
nenen Intialle eine.« jiolilischen Kompromisses anerkannt, auf den sich unler pri-
valkapilulislischen Bedingungen die mit unicrschiedltcher Macht ausgestatteten
Klassen jeweUs geeinigt haben. Vgl. dazu u.a. Frank Deppe, Wolfgang Alrend-
roih und Antonio Gramsci. in: Forum Wissenschaft, 2/1W5, Beilage S. IVff.;
Joachim Blau, Soziaidcmokralisclie Staaistheorie in der Weimarer Republik,
Marburg 1980; Axel Honnelh. Kritische Tlieoric, in; t. Feischcr/H. Münkler
(Hrsg.), Pipers Handbuch.... a.a.O., S. 60tff.. bes. S. 607f. Heule, in der Zeil der
»Abwicklungen« von Marx um! iler »Linken«, gilt hingegen das dümmste Argu
ment als professora! - so schreibt z.B. die Rcchl.sphilosophin Sibylle Tönnics
aus Kiel Uber die o.riilirechtssiaalliclic Grundhaltung« der Marx'schen Ortho
doxie: "Jedem Linken war die Ablehnung der Reclilsslruklur selbstverständlich.
Mit der ihr zugrundeliegenden Clcichheilstxchauplung galt sie als lediglich for-
mai-abstrakt: sie teilte die Mängel des Tauschwerls im Unterschied zum Cc-
brauchswen« (IX-r Rest von Marx, in; Die Zeil, vom 2Ü. Mai 1994, S. 60).

Rotiert W. Cox. Produclion, pnwer. and wortd Order. Social forccs in Ihc
making of hisTory. New York 1987, S. 281.

""Vgl. dazu u.a. liarlmut Kaclbic. Aufdem Weg zu einer europäischen Ge-
sellscliafl.Eine Sozialgcsehichtc Westeuropas 1880-1980. München 1987;zum
»Modell Deulschltind« als einer nationalen Konfiguration dic.scs Kompromisses
vgl. Michael Bonder. Semd Röllger, Gilben Zicbura, Deutschland in einer
neuen Wellära. Unhewälijgte Herausforderungen. Opladen 1992. bes. S. I45ff..

^ Thomas Hohlscs, l-evialban (hrsg. von t. Feischer). Frankfun !976. S. 134/
5.

Dies das Thema der klassischen Studie von Franz Neumann, Die Herr
schaft des Gesetzes (1936), Frunklün/Main 1980.

" Jürgen Habcmias. Staalsbürgerschaft und nalionaJe Identität. Überlegungen
zur europäischen Zukunft, in; Nicole Dewandre und Jacques Lcnoble (Hrsg.).
Projekt Europa. Berlin 1994. S. I Iff., hier S. 14.

Wotfgang Kersting. Vertrag, Gesellschaft.svcnrag. Hcrrschafrsvcnrag, in:
Ollo Brunner u.a. (Hrsg.). Gescliichlliche Grundbegriffe. Bund 6. Stuttgart 1990.
S. 901ff.. hier S. 944,

" Vgl. dazu u.a. Wolfgang Kersting. John Rawls. ZurEinführung. Hamburg
1993, S. 69/70.

C. B. Macphcfson, Die potllische Theorie des Besilzindividuatismus,
Frankfurt/Main 1973, S. 281/2. Der unbekümmerteRückgriff auf l-ockc's Kon
zept vom Creselischaflsvenrag (in Abgrenzung gegen Hobbcs und Rousseau),
den Robert Leicht (Was tieißi heute noch liberal? in: Die Zeil. 3. Juni 1994, S.
3/4) vornimmt, vermag daher nicht zu überzeugen.
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Menschenrechte ... Freiheit, Gleichheit. Eieenlum und Bcnt-
ham« (MEW 23. S. !89) ftihn diese Kritik nur fort."

2, Der zweite Einwand hat sich bald gegen die aus dem Pri
vatrecht siatnniende Begründung des GeselLschaftsvertrages
aus der individuellen Inlercssenlagc der Vcrlragssubjckte ge
richtet. Vor allem Hegel hat die Auffassung vertreten, daß der
Staat nicht als Individuenaggregat zu begreifen und nicht in
ein Geflecht von Privatbeziehungen zu zerlegen sei."

Diese Kritik begründete zunächst die konservative Staatsauf
fassung seit dem frühen 19. Jahrhundert in Deutschland; «Das
rationalistische Staatsinodcll als einer Maschine, worin die
vom Konservatismus verworfene Vorstellung der individuali
stischen Vcrtragslehren beschlossen liegt, will diesen erst aus
den Willensaktcn der Einzelnen herleiten. Demgegenüber be
hauptet die Politische Romantik, daß Staat und Gesellschaft
von Anbeginn schon dagegewesen seien, da beide aus der Na
tur stammen. Der Staat ist somit dem Einzelnen je schon vor
gegebene Scin.sweisc des Men.schen, woraus folgt, daß nur
durch die Rückbesinnung auf die Natur und das Wesen des
Staates eine Regeneration der öffentlichen Angelegenheiten er
hofft werden kann«,"

Ein weiterer Grund dafür, daß in der politischen Tlicoric des
20. Jahrhunderts - auch in der neueren Dcmokratiethcoric" -
auf die ursprüngliche naturrechtliche Begründung des Gesell-
schaftsvertragcs verz.ichtet wird, wird von Noberto Bobbio so
zusammengefaßt: »Zu den politisch relevanten Subjekten wur
den immer mehr die Gruppen, Großorganisationen, Verbände
unterschiedlicher Natur. Gewerk-schaften der verschiedensten
Berufsgnippcn, Parteien mit den diversesten Ideologien ... und
immer weniger die Individuen ... Das Volk als ideale (oder
mystische) Einheit gibt es nicht mehr, sondern das Volk ist
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gespalten in entgegengesetzte und miteinander konkurrierende
Gruppen, die ihre relative Autonomie gegenüber der Zeniraire-
gierung haben«.'̂ "' Bei Bobbio wird bereits eine Beziehung von
Gesell.schaft und politischem System reflektiert, die nicht al
lein durch die Orgiinisation kollektiver Interessen, sondern vor
allem auch durch die institutionelle Vermittlung des modernen
Wohlfahrtsstaates charakterisiert ist. Claus Koch hat die Diffe

renz zwischen dem »klassischen« (naturrechtlich begründeten)
und dem modernen, wohlfahn.sstaal!ichen Geselfschaftsvertrag
folgendermaßen bestimmt: »Der klassische Gcsellschaftsver-
irag zur Begründung des bürgerlichen Staates halte die ökono
mischen Beziehungen und die in ihnen enthaltene Ungleichheit
unbeachtet gelassen. Das gilt auch für die Erklärung der
>droils de l'homme et du citoyem. Der Wohlfahrtsstaat nimmt
die ökonomischen Beziehungen gewissermaßen in den Vertrag
auf, indem er die ökonomische Ungleichheit positiv zu instru
mentalisieren sucht, wobei er auf da.s Versprechen eines prin
zipiell unendlichen Wachstums bauen muß - und damit nur
den kapitalistischen Geist, der das Versprechen ursprünglich
abgegeben hatte, beim Wort nimmt«,'"'

Die gegenwärtige Renaissance der Vertragsdiskurse ist frei
lich nicht ganz voraussetzungslos, Sie steht - mehr oder weni
ger bewußt - im Zusammenhang mit einer Wiederentdeckung
und Reformulierung von Moralphilosophie und normativer po
litischer Philosophie, die unter dem Einfluß des Positivismus
sowie des logischen Empirismus tot gesagt war, aber im An
schluß an John Rawl's »Theorie der sozialen Gerechtigkeit«
(1971) - als sog. »Neokontraktualismus« - beständig an Ein
fluß gewonnen hat,"" Dabei ging es Rawls nicht umeine Fort
führung der klassischen Theorien vom Gesellschafl-svertrag als
dem Gründungs- und Legitimationsakt des »Leviathan«, Viel-
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mehr setzt die neue Venragstheorie, die sich des methodischen
Instrumentariums der Entscheidungs- und Sozialwahltheorie
bedient, bei dem Gedankenexperiment an, welchen Zustand
die Indviduen vorziehen, wenn sie eine politische und soziale
Gemeinschaft bilden. Deren Übereinkunft, der Vertrag, legt
die Prinzipien fest, die für die Gemeinschaft gelten sollen.
»Rawls hat vor allem auch - und das in der Geschichte der

neuzeitlichen politischen Philosophie zum ersten Mal - das
Rechtfedigungsmodell der allgemeinen ZustimmungsHihigkeit
zur Entwicklung eines Grundsatzes der gerechten Verteilung
kooperativ erarbeiteter, materieller Güter herangezogen und
damit ein Prinzip der sozialen Gerechtigkeit aus dem Prinzip
der individuellen rechtlichen Freiheit abgeleitet sowie den so
zialstaatlichen Grundsalz als notwendige normative Erweite
rung des Rechtsstaatsprinzips kenntlich gemacht«,"*^

Die Gerechtigkeitskonzeption von Rawls hat auf der einen
Seite den neoliberalen Angriff auf den modernen Wohlfahrts
staat beeinflußt, der diesen - soweit er über den "Minimal-
siaai« (Nozik), der seine Aufgaben über die Rechts- und Frie
densleistungen hinaus ausdehnt - als Verletzung der natürli
chen Rechte der Individuen attackiert. Soziale Gerechtigkeit
kann nur distributive, nicht aber durch sozialstaailiche Inter
ventionen vermittelte Gerechtigkeit sein.'*' Auf der anderen
Seile hat der sog. Kommiiniiarismus in dieser Debatte, die
durch Rawls angestoßen wurde, die liberale Prämisse von der
Rationalilälserwägung der freien Individuen in Frage gestellt.
Das Individuum - so argumentieren die Kommunitaristen ge
gen Rawls, .schärfer aber noch gegen die Neoliberalen - ist so
zial eingebettet und gesellschaftlich konstituiert, vor allem
durch tradierte Wertesysteme und Kultuiformen. Zwischen der
Norm der sozialen Gerechtigkeit und der moralischen Subjek
tivität der Individuen besteht daher ein unmittelbarer Zusam

menhang. Die Hoffnungen und Ideale der Gesellschaftskritik
haben »einen wirklichen Ort - in unserer >Seele<, in unserem
alltäglichen Bewußtsein von der moralischen Welt... morali
sche Empfindsamkeit ist das Rüstzeug für das Überleben der
Kritik«.-"

Die zunehmende Aufmerksamkeit, die diesen Gerechtig-
keitsdiskurscn sowie der Entdeckung des »moralischen Be
wußtseins« in der sozial- und politikwissenschaftlichen Dis
kussion unserer Tage zuteil wird, kann hier nicht abschließend
bewertet werden. Die Rehabilitierung normativer Reflexion
verweist allerdings auf einen doppellen Beziehungskontext, der
auch für die eher gesellschaflspofi//.?f/j orientierte Debatte über
den neuen Gesellschaftsvcrtrag konstitutiv scheint. Auf der ei
nen Seite deutet sich darin das Bestreben an, daß kritische Ge
sellschaftstheorie, die Fortführung der Kritik der »instrumen-
tellen Vernunft«, die »intersubjektiven Voraussetzungen der
menschlichen Identiiätsentwicklung« mit heranziehen und da
her auch »Anerkennungspathologien« in das Zentrum der Zeit
diagnose rücken muß«.''̂ Dazu gehört auch die Forderung
nach einer »fundamentalen Revision« des scheinbar übermäch

tigen Einflusses der Luhmann'schen Systemtheorie in den So
zialwissenschaften. Der notwendige Ausbruch aus dem »eiser
nen Käfig« der Systemtheorie wird von Richard Münch - der
selbst der sog. »Parsons-Onhodoxie« zugerechnet wird —fol
gendermaßen beschworen: »We are no longer allowed to attri-
bute the problems, risks, harms, supcrdangers and disasters
produced by modern sociely simply to the self-refcrential wor-
king of autopoietic Systems, particularely to the sclf-referential
working of the economy. In fact, it is completely the other
way round. It is the cooperation of the economy with cultural
reflection, solidarity-expansion and political decision-making
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which is the heart of modern society's production of dangers
and disasters!«-*^

Hier klingt schon das zweite Motiv an, das die sozialwis
senschaftliche und politische Theorie herausfordert. Es ist der
Druck, der von den realen sozialen und ökologischen Be
stands- und Entwicklungsproblemen entwickelter kapitalisti
scher Gesellschaften der Gegenwart ausgeht und die Sozial
wissenschaften - sollen sie nicht noch .schneller in die politi
sche Bedeutungslosigkeit absinken - sowie die »moralische
Empfindsamkeit« der Gesellschaftskritik herausfordert.-"

Das gesellschaftliche und politische Terrain

Ich komme nunmehr auf die in den ersten Abschnitten aufge
worfenen Fragen zum »neuen Gesellschaftsvertrag« zurück
und fasse zunächst einmal kurz zusammen. Die Debatte ist er

stens eine Form der gesellschafistheoretischen und politischen
Reflexion der gegenwärtigen Krisenerfahrungen - und zwar im
doppelten Zusammenhang: erstens der gegenwärtigen Welt
wirtschaftskrise und der »postkommunistischen« Transforma-
tionskrisc; zweitens im Erfahrungszusammenhang einer struk
turellen Krise des induslriekapitali.stischen Zivilisationstyps (in
seinen nationalen wie globalen Dimensionen). Insofern grün
den sich alle Beiträge zum »neuen Gesellschaftsvcrtrag« auf
die Basisprämisse, daß der Formationswechscl in der kapitali
stischen Entwicklung unserer Zeit von einer Erosion bzw. Er-

" Es ist daherdie Auffassung veitielen worden, »daß, soweit es die >polili-
sche< Tlieoric im engen Sinne berrifft, Marx und Lenin Rousseau nichts hinzu
gefügt haben, außer der Analyse (die gewiß recht wichtig ist) der >ökonomi*
sehen Grundlagen< für das Absterbendes Staates«. I,ucio Coilelti. Rotutseau,
Kritiker der »bürgerlichen Gesellschaft«, in: ders.. Marxismus und Dialektik,
Frankfurt/M-Bcrlin-Wien 1977, S. 78fr., hier S. 130.

" G.W.F. Hegel. Grundlinien der Philosophie des Rechts. Hamburg 1955,
1258. S. 208.

" Kurt Lenk. Deutscher Konservatismus, Frankfurt/New York 1989. S. 84/85.
Vgi. u.a. Giovanni Sartori. Demokralicthcorie. Daimstadt 1992.

" Nobetto Bobbio, Die Zukunft der Demokratie, Berlin 1988, S. 14.
Claus Koch, Dcmokralic. sozialer Raum und Gewerkschafispolilik in der

Europäischen Union, unv. Man.. Berlin 1993. S. 19-
" Vgi, dazuauchThomas Mierbach, Überholte Legitimität? Oder: auf dem

Weg zu einem neuen PoUtikbcgrifT,Darmstadc 1990, bes. S. 59fT.; Gerhard
Höhn, Renaissaitce der politischen Philosophie. Die jüngeren französischen Den
ker haben das kritische Erbe aufgegebcti. in: Frankfurter Rundschau. 17. Mai
1994, S. 19.

^ Wolfgang Kersting. a.a.O..S. 20/21.
" Vgl. dazu Fußnote 13.

Michael Walzer. Zweifel und Einmischung. Gesellschaftskritik im 20. Jahr
hundert. Frankfurt/Main 1991. S. 316 und S. 313.

" Vgi. dazu Axel Honnclh. Die soziale Dynamik von Mißachtung. Zur Orts
bestimmung einer kritischen Gesellschaflstheorie, in; I.evialhan. Jg. 22 (1994),
Nr. 1. März 1994. S. 78ff.. hier S. 89.

Richard Münch. The coniribution of Gcmian social ihcory lo European so-
ciology. in: B. Nedelmarui/P, Sztompka (Eds.), Sociology in Europe. In scarch
of idemily. Berlin/ New York 1993, S. 45fr.. hier S. 58.

•" Wamfried Dcltllng (CDU-Reformer) h.ii- unterBezugauf den amerikani
schen Sozialforscher Daniel Yanketovich - diesen Zusammenhang so angespro
chen: Heute »spitzt sich die soziale Frage zu. Die Gesellschaft wird, auch in so
zialer Hinsichl. zu einem Nullsummenspiel, bei dem den einen nur gegeben
werden kann, was den anderen genommen wird. Bei sinkenden Arbeitseinkom
men werden sich viele fragen, warum sie eigentlich für die anderen sorgen sol
len. wo sie doch mit sich selbst und ihren eigenen Problemen genug zu tun ha
ben. In Zeilen wie diesen werden auch Solidarität und gesellschaftliche Moral
zum knappen Gut. Das muß nicht bedeuten, daß sich die Gesellschaft hin zum
Sozialdarwinismus entwickelt, aber sie stellt in jedem Falle die SolidahlSl der
Mehrheit auf eine harte Probe. Die moraiisehen Grundlagen für eine solidari-
sehe Gesellschc^ müssen neu ausgehandelt Herden« (Die Zeil, 3. Juni 1994. S.
23).
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Schöpfung des alten Regulationsmodus ausgeht: »Die indu
strielle Produktionsweise, der Konsumismiis und die bisherige
Gestalt des Sozialstaaies sind auch in Deutschland am Ende.
Die heuligen Enlwicklungsfonnen sind ausgereizt«.'**'

Zweirens bewegt sich diese Debatte in einer Spannweile von
weit auscinanderliegenden gesellschaftspolitischen Interessen
und Grundsatzpositionen. Auf der einen Seile verstehen die
Neoliberalen und Neokonservativen unter einem »neuen Ge-
seilschaftsvenrag« politische Mehrheiten fiirdcn endgültigen
Abschied von dem allen rechl.s- und sozialstaatlichen Modell
der Nachkriegszeit; das heißt: Abschied von einem Polilikkon-
zx;pt, das - in letzter Instanz - darauf gerichtet war, gesell
schaftliche Probleme (wie sie die destruktive Dynamik eines
dem Selbstlauf überlassenen KapitalLsmus in der Form natio
naler und globaler .sozialer Spaltungen und ökologischer Risi
ken notwendig hervorbringt) so zu entschärfen, daß sie nicht
mehr die Gefahr einer inneren sozialen und politischen Desia-
hilisierung crz.eugen. Daß der Konsens über dieses Polilikkon-
zcpi auch der Syslemkonkurrenz und der Logik des Kalten
Krieges ge.schuldei war. tritt erst nach dessen Ende allmählich
ins Bewußtsein: der »Paradiesgegner« des Kapitalismus, der
Kommunismus, hat sich »verkrümelt« und der »sozialstaailich
und demokratisch gebändigte Kapitalismus gerät aus den Fu
gen«."*"

Auf der anderen Seite steht die Forderung nach einer »intel
ligenteren Regulierung« bzw. nach einem neuen »induslriepo-
litischen Dialog«. Diese - sozialdemokratisch zu nennende -
Forderung nach einer Revitalisierung korporalistischer Ver-
handlungsmusler zwischen Unternehmern, Gewerkschaften und
Staat konzentriert sich auf die Fragen der Wetlhcwerbsfiihig-
kcit der deutschen Wirtschaft auf dem Wellmarkt (sie akzep
tiert mithin die Prämi.ssen der sog. »Standortdebaite«) sowie
auf die Probleme der industriellen Standort- und Arbeitsplalz-
sicherung im Osten Deutschlands. Das »alte Konzept« des
deutschen Produktionsmodells »greift nicht mehr, seitdem in
den Schwerpunktmärkten der deutschen Wirtschaft Mitbewer
ber auftreten, die dieselben Qualitäten kostengünstiger als sie
selbst anbieten und die wettbewerbsbestimmenden Innovatio
nen schneller als sie präsentieren können«. Eine Modernisie
rung - vor allem aber eine damit verbundene Politik zur Si
cherung und Schaffung von Arbeitsplätzen - wird blockiert,
wenn einerseits die Unternehmer darauf mit einer Strategie der
Kostenreduzierung (Abbau von »Spitzenlöhnen« und »exorbi
tanten Sozialleistungen«) reagieren und damit die Gewerk
schaften in eine radikalisierte Defensivpositiou zwingen, die
ihren eigenen Niedergang und Machtverlust forciert, anderer
seits den Dialog über die »Reform des sehwach gewordenen
Produktionsmodells« verhindert. Gegen die »strukturkonserva
tiven Kräfte« in beiden »Lagern« müssen sich Modemisierer
zusammenfinden, die die »Forderung nach einer umfassenden
Restrukturierung der Wirt.schaft in Deutschland« ernst nehmen,
»die keine Tabus kennt - untemchmensseitige so wenig wie
gewerkschaftliche - und die Bereitschaft aller Akteure, sich
die praktische Umsetzung dieser Einsicht im Interesse robuster
wirtschaftlicher Verhältnisse und guter Arbeitsplätze zu eigen
zu machen«.*"'

Solehe dialogorientiertc Pakte werden auch im Bereich der
Sozialpolitik gefordert. Die Brüsseler EG-Kommission hat in
ihrem »Weißbuch« für Wachstum. Wettbewerbsfähigkeit und
Be.schäftigung Ende 1993 von der Notwendigkeit der Erneue
rung des europäischen Gcsellschaftsmodells gesprochen: »Wir
sind an einem Punkt angelangt, an dem in vielen Mitgliedstaa
ten das Funktionieren der sozialen Sicherung überprüft wird;
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Ziel ist es dabei, sie effizienter zu gestalten, eine Senkung der
Kosten durch mehr Mitverantwortung und stärkere Selektivität
herbeizuführen. Die Erneuerung des europäischen Gcsell
schaftsmodells erfordert eine weniger passive und stärker akti
ve Solidarität: zunächst einmal Solidarität derer, die Arbeil ha
ben. mit denen, die keine haben. Dieser Kerngedanke wurde in
den vergangenen zehn Jahren in Tarifgesprüchen und -Ver
handlungen völlig außer acht gelassen. Wir schlagen nun eine
Art europäischen Soziaipakt vor, der auf einem einfachen
Grundsatz beruht, in seinen Modalitäten aber jeweils den Be-
.sonderheiten der einzelnen Staaten und der einzelnen Unter

nehmen anzupassen sein wird. Gemäß den Grundsätzen einer
dezentralen und auf der Subsidiariiäi fußenden Wirtschaft wer

den die Gewinne au.s dem Produktivitätszuwachs weitgehend
Investitionen mit Zukunft und der Schaffung neuer Arbeits
plätze zugeführt«." Allerdings vermag die EG-Kommission
nicht zu sagen, wie denn eine solche »Invcstitionslenkung« -
auf der Ebene der Europäischen Union wie auf der Ebene ih
rer Mitglicdsiaalen - politisch und institutionell durchgeführt
werden soll.

Eine dritte Position schließlich versteht den neuen Gcsell-

schaftsvertrag als ein Konzept strategischer Reformen, das zu
gleich mit der »Vision einer lebenswerten Welt« (Gysi) ver
bunden wird- Damit wird über den Bereich der Industrie- und

der Sozialpolitik weit hinausgegangen zu einer Programmalik
der »Gesclischaflsrefonn« in der Perspektive einer »globalen
ökologischen und sozialen Revolution«. Diese kann freilich
nur gelingen, wenn verschiedene gesellschaftliche Gruppen
den Dialog eröffnen und über »runde Tische« miteinander
kommunizieren.^^ Auch bei dieser weiterreichcnden Perspekti
ve klingt noch das Motiv mit, daß sich der historische Block
für einen neuen Gcscllschafisvcnrag letztlich dem Wirken ei
ner - die Partikularinlcressen der beteiligten Gruppen, Klassen,
gesellsehal'llichen und politischen Kräfte übergreifenden - uni
versellen Vernunft vertlanken wird, die angesichts der globalen
Kri-senprozcsse eine neue »Veniniwortungscthik« auch für die
politischen Akteure erzwingt.

Der Vertrag als zeitwelliger Waffenstillstand

Der Vertragsdiskurs scheint deshalb unübersichtlich, weil sich
in ihm nicht allein unterschiedliche Interessen anikulicren,
sondern weil er verschiedene Dimensionen von Politik berührt.
Auf der einen Seile handelt es sich dabei um den Prozeß, d.h.
auch um den politischen und sozialen Konllikt, der über die
Auflösung des alten zur Durchsetzung eines neuen Gesell-
schaflsvenrages führt. Zum anderen müssen die Gegeiisiände
dieses Konllikies und dann auch von Verhandlungen unter
schieden werden, die die Handlungsfeider des Vertragsdiskur-
sc.s bilden. Und schließlich gehl es dabei um die Formen der
Verhandlungen sowie der polilisch-insritiilionellen Arrange
ments. in denen die »ungeschriebene Verfassung des histori
schen Block.s« (Cox) eine vorläufige Gestalt gewinnt.

Die Anerkennung des Venragsdiskurses als eines Referenz
rahmens für die Debatte über »strategische Reformen« (Dah
rendorf) impliziert allerdings zugleich die Anerkennung be
stimmter Regeln und Normen, die Jedem Vertrag - als der Re
gelungsform der privalrechtlichen wie der öffentlich-rechtli
chen Beziehungen in der »civil siKiely« —eingeschrieben sind.
Die Subjekte von Verträgen haben unterschiedliche, gegensätz
liche Interessen. Bei spontaner Übereinstimmung von Interes
sen bedarf es keines Vertrages. Über die Rechlsform de.s Ver-
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frages erkennen sich die Subjekte wechselseitig als Repräsen
tanten unterschiedlicher Interessen an. sofern mit dem Vertrag
ein Tauschverhältnis begründet wird, das von beiden Seiten als
»gerecht« - also als ein Verhältnis der Äquivalenz - anerkannt
wird. Selbstverständlich handelt es sich dabei um einen »Ideal

typus« vertraglich geregelter Tauschbeziehungen, der -seiner
seits die ideologische Funktion hat, die materialc Substanz un
gleicher Tauschvertiältnisse zu verschleiern. Die Vertragsform
ist daher genauer als Ausdnjck eines Kompromisses zwischen
(individuellen bzw. kollektiven) Subjekten zu betrachten; »die
institutionellen Gebilde einer Gesellschaft sind gar nicht an
ders denn als momentane Fixierungen der sozialen Vereinba
rungen zu verstehen, auf die sich die verschiedenen Interessen
gruppen entsprechend ihrem jeweiligen Machtpotential einlas
sen«.-'^'

Für die Politik bedeutet eine vertragliche Regelung die Her
steilung eines zeitweiligen Friedens bzw. eines Waffenstill
standes, denn die Kontrahenten verpflichten sich mit der Un
terschrift unter den Vertrag, auf Gewalt zu verzichten bzw. für
die Dauer des Vertrages keine über diesen hinausgehende For
derungen durchsetzen zu wollen. Das schließt nicht aus, daß
während der Geltungsdauer des alten Vertrages neue und wei
terreichende Forderungen für neue vertragliche Regelungen er
hoben werden. Dies ergibt sich schon aus der unterschiedli
chen Intercssenlage der beteiligten Subjekte sowie aus dem
zeitweiligen Charakter vertraglicher Vereinbarungen (sowie
aus fortbestehenden gesellschaftlichen Machta.symmelrien zwi
schen den Vertragskontrahenten). Insofern besteht zwischen
der historischen Dynamik der sozialen und politisehen Kon
flikte und Kämpfe und den Funktionsbedingungen von Verträ
gen kein Widerspruch; die Inkompatibilität - damit der dyna
mische und veränderbare Charakter von Vertragsbeziehungen
als Gegenstand des politischen und sozialen Konflikts - gehört
vielmehr zu einer realistischen Bewertung der Funktion und
Reichweite von Verträgen in bürgerlich-kapitalistischen Ge
sellschaften. Daher erscheint es auch zweifelhaft, den Vertrag
- ergänzt um die Voraussetzung der öffentlichen Kommunika
tion, die die Debatte um die Inhalte solcher Verträge garantiert
—gleichsam zur Idealfigur einer zivilgeselLschaftlichen Politik
zu hypostasieren.

Inhalte der Auseinandersetzung um
den neuen Gesellschaftsvertrag

Für die gegenwärtige Debatte um den neuen Gesell.schaftsver-
trag stehen die ihn fe.stschreibenden politisch-inslilutionellcn
Arrangements noch nicht im Vordergrund. Vielmehr bezieht
sie sich in erster Linie auf einen Prozeß, in dem »das Alte
stirbt, aber das Neue (noch) nicht entsteht«.''' Dabei handelt es
sich um einen doppelten Prozeß, der die ökonomische und po
litische Entwicklung in den westlichen Metropolen seit den
70cr Jahren auszeiclinei: auf der einen Seile die Krise des for-
dislischen Entwicklungsmodclls (andere haben in diesem Zu
sammenhang schon früh von der Krise des »sozialdemokrati
schen Staates« gesprochen),-" die sich in »syslemischcn Un
gleichgewichten« (B. Lutz), in Mas-senarbeilslosigkeit und Ar
mut, in der Krise der Institutionen des Wohlfahrtsstaates, aber
auch in der politischen Krise der klassischen Arbeiterbewe
gung (sozialistische und kommunistische Parteien und Ge
werkschaften) äußert;'̂ auf der anderen Seitedie seit den spä
ten 70er Jahren bestehende »neokonservative Hegemonie«, die
auf die Steuerungsfunktionen des Marktes sowie auf Deregu
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lierung und Privatisierung vertraut, die allerdings angesichts
zunehmender ökonomischer Defizite (Abschwächung von
Wachstum und Produktivität), sozialer Spaltungen (national
und global) sowie angesichts verfallender Lcgitimalionsreser-
vcn' Anfang der 90er Jahre in die Defensive geraten ist. Die
Debatte über die Notwendigkeit eines neuen Gesellschaftsver
trages reflektiert ja gerade die Grenzen, an die die wirtschafts-
und ge.sellschaftspolilischen Gestallungskonzeple geraten sind,
die sich mehr oder weniger auf die klassischen Prämissen der
bürgerlichen Nationalökonomie (und auf die jeweiligen Ak
zentverschicbungen im Hinblick auf die Beziehung zwischen
Markt und Staat) berufen.'"

Die Handlungs- und Verhandlungsfelder, die bei der Debat
te Uber den »neuen Geseilschaftsverlrag« (bzw. über ein »New
Deal«, über einen »indusiricpolitischcn Dialog«, über einen

-" -So Gregor Gysi. Pliiiloycr für einen neuen Gc.sellschafisvettnig tlngolstiid-
ter Mimifesi). in; Neue.s Deulschlund, 17. Februar 1994, ,S. 10.

Ulrich Beck, Die Erflmlung des Polilischcn,. a.a.O., S. 57/58.
Horsi Kern, Intelligenle Regulierung. Gctterkschaftllche Bciliäge in Osc

und West zur Hmeuerung des dculschen ProduktionsmodcILs. in: Soziale Welt,
I/I9<>4, S. 33ff,. hierS. 34/35.

" Bullcdn der EG (Luxemburg). Beilage 6/1993, S. 16/17; vgl. dazukrilisch
Karl Georg 7Jnn. An der Schwelle zum 21. Jahrhundert. In; Sozialisnuis. 4/
I9<J4. S. 4ff.

In dem von Gregor Gysi (PDS) vorgeslclllen »Manifest« (vgl Fußnote 46)
wird daltei an die historischen Erfahrungen beim Zustandekommen des ersten
»New Deal" erinncn - allerdings entbehren diese Bezüge nicht einer gcwis.scn
idealistischen Übertreibung, nicht allein in Bezugauf die USAder 3f)cr Jahre,
sondern auch in tJezug ;iuf die Bedeutung und Wirkung des sozialdemokrati
schen Reformismus in der Zwischenkriegsperiode. Vgl. dazu auch Harald Wer
ner, Anmerkungen über Ccselischaftsvcrtrag, Klasscnkonipromiß und Wirt-
schal'isdcmokralie am Ende einer Epoche, in; ders. (Hrsg.). Wirtschaftsdemokra
tie. Eine alte Antwort neu befragt, Berlin 1994, S. 5Üff.

" So Axel Honncth, Kritische Theorie. a.a.O.. S. 608. wo er sich mit der
Rechts- und Verra.s5ungslheorie von Franz Neumann und Otto Kirchheimer he-
fafii.

So - in Anlehnung an Antonio üramsci - Elmar Allvater, Sachzwang
Wcllmarkl, Hamburg 1987, S. 23.

" Vgl. dazu u.a. Christine Buei-Glucksmann und GöranTherbom, Der so
zialdemokratische Staat, Hamburg 1982; neuerdings Bob Jessop, Regulation und
Politik, in; Alex Dcmitovic u.a. (Hrsg.). Hegemonie und Staat, MUnsler 1992, S.
232fr.

Dieser Prozeß, tlcr in Wcstcunipa bereits in der Mitte der 70er J.thrc ein
setzte, scheint sich - unglcichzeitlg - nunmehr in Skandinavien mit der Erosion
der wohlfahnsstaatlichen Insiitulioncn und den politischen Erfolgen neolil^ralcr
Kräfte zu wiederholen. Der Beitritt zur Europäischen Union wirkt dabei offcn-
siehllich als Katalysator für den Abschied vom alten Modell.

So haben die Parteien bzw. die Parteienkoalitionen, die für die Propagie
rung und Umsetzung des »liberalen Produktivismus« (Licpilz) verantwortlich
waren, in fast allen Lätidem schwcn: Wahlniederlagen hinnehmen müssen.

Seit Anfang der9()cr Jahre haben sich Ökonomen mitder Frage befaßt, ob
in der »Schlacht auf dem Weltmarkt" zunehmend auch ein Kampf zwischen un-
lersehiedlichen Kapitalismus-Modellen stattfindet; auf der einen Seite das US-
amerikanische Modell, das auf den Markt, auf den individuellen Erfolg und den
schnellen Imanzicllen Gewinn ausgerichtet i.sf, auf der anderen Seite das westeu
ropäische (und z.T. das japanische) Modell, <l:is -den gemeinschaftlichen Erfolg,
den Kon.sen.s und das langfristige Votausdenken ... favorisiert-, so Michel Al
ben, Kapitalismus contra Kapitalismus, Frankfuri/New York 1992, S. 25; vgl.
daz-U auch Frank Deppe, Jenseils der Systemkonkurrenz, a.a.O.; Dunicl Burstein,
Wellmacht Europa. München 1991; Lester Thurow, Heud lo Head. The Coming
eeonomic Ixmic beiwcen Japan, Eunipc and America. New York 1992. Daß die
Prognosen solcher »Trendökonomen« heule einem schnellen Verfall ausgesetzt
sind, zeigt sieh darin, daß schon Anfang 1994 - angesichts der Erholung der
Konjunktur in den USA - die Tlicsen von Alben und Tliurow als »nicht mclir
cn vogue« gellen. Stattdessen werden Visionen Uber den -Unlemehmensfühier
der Zukunft«, wie sie z.U. Michael Hammer vertritt, cmeiil hoch gehandelt;
»Visionärmüsse der sein, kommunikativ aber auch ein leg breakcr - einer, der
knallhart jeden schaßt, der nicht mitzieht ... Hammer zitierte noch den Mafia-
Boß AI Caponc mit dem Mono; '010 freundliehes Won und eine Knarre sind
überzeugender als ein freundliches Won<«. Uwe Jean Heuer. Mode nach dem
allen Strickmuster. Der amerikanische Kapitalismus wird wieder zum Vorbild
sitiisicrt. in: Die Zeil. 25. Februar 1994, S. 28.
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Sozial- und Beschäfligungspakl usw. usf.) thematisicn werden,
lassen sich in drei Fragenkomplexe aulgliedem;

1. Die allgemeinste Frage betrifft den Typder ökonomi
schen und gesellschaftlichen Entwicklungslogik insgesamt. Der
kapitalistische Wachslumslyp fordert - aufgrund der geradezu
.schrankenlosen Vemutzung nicht emeuerbarer Ressourcen und
der Zerstörung der Natur durch ökonomisches Handeln, durch
Produktion und Konsum - die Notwendigkeit eines globalen
Umdenkens und einer Reorganisation der Akkumulation her
aus. »Das System der marktwirtschaftlich orientierten Länder
beruht auf dem Prinzip des Wettbewerbs und fördert den Ei
gennutz und letztlich die Habgier. Gäbe es keinerlei Beschrän
kungen. würde das brutale Wirken der Marktkräfte zu Ausbeu
lung, Vernachlässigung sozialer Aufgaben. Zerstörung der
Umwelt und Verschwendung von Ressourcen führen, die le
benswichtig für die Zukunft sind«.-"*^

Die systemischen Störungen der Proportionalität von
Wachstum, Produktivitälsentwicklung (Modernisierung) und
der Verteilung des ge.sellschafllichen Reichtums la.ssen criren-
nen, daß sich die relative Kohärenz der Tauschbeziehungen,
die den fordistischen Gcsellschaflsvertrag auszeichnete, trans-
nalional und national aufgelö.sl hat. Die Globalisierung der
Märkte, der mit den »neuen Technologien« verbundene (ein-
zelwirtschafilichc) (hTjduktivitiUsschub sowie die zunehmende
Bedeutung des internationalen Finanzkapitals (»Casino-Kapila-
lismus«) haben die Voraussetzungen für Volibc.sehäfligung. für
die Parallelität von Wirt,schaftswachstum und Reallohnsteige
rungen sowie für die materielle Absicherung der wohlfahrts-
slaatlichen Apparate untergraben.''" Damit sind auch die In
strumente stumpf geworden, die - im Rahmen des fordisti
schen »großen Kompromisses« - diese Kohärenz zu reprodu
zieren hatten.''' Der neue Gesellschaftsvertrag - als politische
Gestaliungsaufgube - hätte eine Antwort zu geben, wie die
marktgcsieucrtc. de.struklive Dynamik dieser stnikiurcllcn Dis-
proportionalitäl überwunden werden kann.

Ulrich Jürgens und Frieder Naschold haben im Blick auf die
ökonomische Entwicklung der Bundesrepublik Deutschland
auf den »Leidcnsdruck« und das weitreichende Krisenbcwußt-
•sein hingewiesen, das sich in den 80er Jahren im Modcmisie-
rungsdiskurs artikuliert hat. »Mit der nachlassenden Produkli-
vitäts- und Innovationsdynamik der deutschen Industrie in den
8ücr Jahren ergeben sich enorme Spannungen in der Trias der
drei makroökotiomischen und wohlfahrtsökonomi-schen Größen
von Erwerbsiätigenvolumen. Produktiviiätsentwicklung und
Wohlfahnsniveau und deren zugrundeliegenden institutionellen
Strukturen«. Da die Forischrcibung einer Politik des Status
quo eher kontraproduktiv wirken muß. schlagen sie »ein Zu
sammenwirken von Staat, Wirtschaft und Verbänden« als eine
»neue produktive Ge.samilösung« vor: »gleichsam ein neuer
Produklivitäts- und Soziaipaki an den kritischen Stellen von
industrieller Arbeit und sozialer Wohlfahrt«."

2. Daraus ergibt sich schon die weitere Frage nach der
Funktion und Reichweite nationalstaatlicher Politik? Die These

vom Verfall des Nationalstaates - seiner Steucrungskompetenz
und Souveränität - unter dem Druck des »Sachzwanges Welt
markt« greift zu kurz; denn die »Ohnmacht« des Nationalstaa
tes ist eben auch eine Konsequenz jener neoliberalen Deregu
lierungspolitik, die den Casino-Kapitalismus fördert und sich
auf die Verbesserung der Angeboisbedingungcn, d.h. der Weil-
bewerbsfähigkeit der transnaiionalen Konzerne auf den Märk
ten der Triade, konzentriert." D;us Konzept eines neuen Ge-
scllschafisvertragcs zieh gerade auf eine qualitative Verände
rung dieser Orieniierung - auf der globalen Ebene geht es um
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Vereinbarungen, die die Ursachen der monetären und finan
ziellen Spekulationsgeschäfte beseitigen und neue Regime für
die internationalen Wirt.sciiaftsbcziehungen etablieren; auf der
europäischen Ebene geht es dabei um die Ausgestaltung der
sozialpolitischen und demokratischen Strukturen der Europäi
schen Union, um auf diese Weise die Handlungskorridore na
tionaler und transnationalcr Regulierung neu zu vcrmes.sen.

.T Wie ias.sen sich die »Freiselzungeffektc« der »neuen Be
triebsweise«" miteiner poliilschoii Ge.siallung der gesell
schaftlichen Umfcldbcdingungen der materiellen Produktion
verbinden? Die Arbeitszeitverkürzung wird u.a. von Andrö
Gorz als Kemelcmcni eines neuen Gesellschaftsverlrages be
zeichnet. Die.se muß aber mit der Schaffung neuer qualifizier
ter Arbeitsplätze verbunden werden, die eben nicht durch die
Selbststeuerung der Marktkräflc, sondern nur durch die - poli
tisch vermittelte - Schaffung qualifizierter und auch gut be
zahlter Arbeitsplätze im Bereich der Dienstleistungen (ökologi
scher Umbau. Gesundheitswesen, soziale Dienste. Bildung,
Wissenschaft) erreicht werden kann. »Produkiionsmodcmisie-
rung in Verbindung mit imcgricrt-protiuktiven Beschäftigungs
strategien crforderl eine neue Akzeptanz des Zusammenhanges
von Produktion und Verteilung, und dies gelingt nicht - wie
die inlemalionalen Erfahrungen zeigen - ohne eine stärkere
Egalisierung der Organisaiionsstrukluren der Firmen bei der
betrieblichen Leistlingsmobilisierung und von Arbeitszeit-/-ein-
kommen bei der gcsamlwinschafilichen Bcschäftigungspoli-
lik«."'

Ein solcher »Produktivilätspakl« könnte aber nur erfolgreich
sein, wenn gleichzeitig auf der Ebene der staatlichen Politik
I. soziale Sicherungen ausgebaut werden: 2. eine entschiedene
Modcmisicrung.spolitik'''' betrieben wird, und 3. die staatliche
Politik - vor allem im Bildungs- und Wissenschaftsbereich -
Umschulung und Rcqualifizierung ermöglicht. Das würde be
deuten, daß der Slaatsanlci! am privat produzierten Reichtum
erhöht wird (durch gezielte Steucrcrhöhungen für die Vermö
genden sowie vor allem durch Umverteilungen innerhalb der
.staatlichen Budgets), um überhaupt einen solchen Pakt - und
seine Tauschprinzipien - zu ermöglichen. Hier also liegen die
Kanflikifcldcr für soziale und politische Auseinandersetzungen
(vom Betrieb, der Ebene der Tarifpoliiik bis hin zur Frage der
gesellschaftspolitischen Neuorientierung); z.B. die Frage der
Entschuldung der öffentlichen Haushalte durch Beseitigung
von Massenuibeitslusigkeil und Armut, oder die Frage nach
der politischen Kontrolle des »Casino-Kapitalismus« als Vor-
au.ssctzung für den Kampf um eine die Produktivitälspakle er
gänzende Quaiifizicrungs- und Beschäftigungsoffensive.

Die Qualität dieser neuen Politik kann nicht allein daran ge
messen werden, welche Sicuerungs- und Regulalionsfunklio-
nen der Slacii übernimmt bzw. neu definiert, sondern eben

auch daran, daß durch eine neue Politik zugleich ein breiter
Korridor und damit Freiräume für gesellschaftliche Geslal-
tungsmöglichkeitcn geschaffen werden. Das ist der Kern der
demokratischen Frage heule. Das neue Projekt kann nur »ge
lingen, wenn neben einer anderen Verteilung der gesellschaft
lichen Arbeit Lebcnsbereiche wie Wohnen, Gesundheit, Kultur

und Wissenschaft aus der Markikoordinaiion herausgenommen
werden und doch zugleich auf unbürokratische Weise mit den
notwendigen gesellschaftlichen Mitteln au.sgcstattct werden ...
Wirtschaftliche und industrielle Demokratie läßt großen Spiel
raum für eine Vielfalt von Eigentums-, Unternehmens- und
Dircktionsfonnen«.''^

Alain Liepitz hat die Elemente eines neuen »großen Kom
promisses«, eines allcmalivcn EntwickJungsmodclls für die
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Zukunft, foigendermaßen zusammengefaßt:
• »Ein neuer Lohnpakt, der das Engagement der Arbeiter für
die Produktion im Tausch gegen deren Kontrolle über die Ein
führung neuer Technologien, eine dynamische Garantie der
Beschäftigung und eine Vermehrung der Freizeit vertraglich
aushandelt.

• Die Entwicklung des Wohlfahrtsstaates zu einer Wohlfahrts
gemeinschaft, mit der Errichtung eines dritten Sektors für ge
meinschaftlich nützliche Arbeiten, die selbstverwaltct, vertrag
lich mit den Endverbrauchern geregelt und Teil einer Logik
sind, die die lokale Entwicklung auf Partnerschaft begründet.

i
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• Eine neue Weltordnung, die auf dem Mullilateralismus be
gründet ist - mit inlemationalem Kreditgeld, Entschuldung
und Sozialklauscln für den Freihandel.

• Entwicklungsoptionen auf der lokalen Ebene, die dem öko
logischen Optimum eine größere Bedeutung geben, und eine
internationale Agentur für den Schutz des gemeinsamen Besit
zes der Menschheit".^®

Erinnern wir zum Schluß daran, daß angesichts der herr
schenden Logik in Gesellschaft und Politik ein neuer Gesell
schaftsvertrag - ob in den bescheidenen Dimensionen eines
Produktivitäts- und Beschäftigungspaktes oder in den weitrei
chenden Dimensionen eines »neuen großen Kompromisses« -
nicht aus der individuellen und kollektiven Vernunft, aus Ver
handlungen an »runden Tischen« hervorgehen wird. Ein »neu
er Gesellschaftsvertrag« (damit auch letztlich die »runden Ti
sche«, an denen er zu verhandeln ist) wird und muß das Er
gebnis von sozialen und politischen Kämpfen sein. Diese
Kämpfe wiederum folgen in der Regel nicht den Theoriedebat
ten und auch nicht dem Appell von Programmen. Ihre Voraus
setzungen liegen in den deformierten Alltagserfahrungen der
Menschen selbst. Hier läge dann die Vermiltlungsfunktion po
litischer, aber auch gewerkschaftlicher Organisationen: die so
ziale, auch kulturelle Selbstverteidigung »von unten« zu ver
binden mit der Perspektive eines »neuen Gesellschaftsvertra
ges«.®' ♦

" Alexander King/Benrand Schneider. Die globale Revolution. Ein Bericht
des Rates dc.s Club of Rome. .Spiegel-Spczial, Hamburg 199t, S. tlO; vgl. auch
Elmar Altvater. Die Zukunft des Marktes, Münster 1991. S. 237ff.

»Wenn Arbeit ... nicht mehr für alle da ist. und wenn die Beschäftigungs-
politik des Nationalstaates angesichts des >Sachzwangs Weltmarkts scheitert,
werden mit der Krise der Erwerbsarbeit auch die Grundfesten des Sozialslaatcs

erschüttert: die Finanzierung der Kosten wird schwieriger, zumal diese gleich
zeitig sieigen ... Abeit kann nicht mehr als formelle Erwtrbsarbcit definiert wer
den, die das Zentrum des sozialstaallichen Regelwerks bildet, um die sich die
L.eistutigenebenso wie der Finanzierungsmodus drehen«. Elmar Allvater. Die
Ait>eiigesellschaft muß umgepolt werden, in: Freitag, 3. Juni 1994. S. 6.

" Elmar Altvaicr und Birgit Mahnkopf (Gewerkschaften vor der europäischen
Herausforderung. Münster 1993) haben nachgewiesen, daß die »fordistische Ta
rifpolitik« der Gewerkschaften ebenso wie der Sozialstaal - als zwei wesentliche
Grundpfeiler des alten »Geseilschaftsvertragcs« - durch die heutigen Prozese
der ökonomischen Transnalion.iJisierung sowie durch den Primat der monetären
Politik in der EG (vgl. die Konstruktion der Wirtschafts- und Währungsunion
nach den Verträgen von »Maastricht«) prinzipiell in Frage gestellt wcrdeit.

" Ulrich Jürgens/Frieder Naschold. Emwicklungspfade der deutschen tndu-
slrie in den 90er Jahren, in: Die Mitbeslimmung. 1/1994. S. l Iff.. hier S. 17.

" Vgl. dazu Frank Deppe/Miehael Felder. ZurPost-Maastrichl-Krise der Eu
ropäischen Gemeinschaft (EG). FEG-Arbcitpapicr Nr. 10. Marburg 1993. bes. S.
t8ff. und S. 69ff.

^ Zur Debatte um den »Toyotlsmus« bzw. um »lean production« vgl. Frank
Deppe. Gestaltungskompctenz und Gegenmacht. Antworten auf die »Verschtan-
kungn von Produktion und Cleselischaft. In: Sozialismus. 2/1993. S. 24fr

" U. Jürgens/F. Naschold. a.a.O.. S. 17.
^ »Modernisierung« kann hier nichtallein als durch den Weltmarkt vermit

telte Anpassung an das forlgcschriltensle Niveau verstanden werden. Vielmehr
geht es dat)ci auch und vor allem um Modemislerungsprozesse, die z.B. mit der
Implertrentierung neuer energiesparender Technologien (Beispiel.: Solartechnolo-
gic) oder mit einer grundlegenden Veränderung der Vetkehrssysteme (Abschied
vom »Autowahn«) verbunden sind.

Joachim Bischoff/Michael Menard, Weltmacht Deutschland? Hamburg
1992. S. 177.

Alain Liepitz. Towards a New Economic Order, a.a.O., S, 144/145.
^ Bei einer Fortftihmng dieser Delrarte über Kapitalismus und Demokratie

(vgl. Fußnote 2) sowie über den neuen Gesellschailsverltag müßte in einem drit
ten Schritt die Frage nach den politischen Perspektiven seiner Durchsetzung -
also auch nach den mögliehen Kräften, Subjekten und BUndnlskonstellaiionen -
gefragt werden: denn es liegt auf der Hand, daß diese politische Perspektive
derzeit überhaupt nicht im Rekurs auf die klassische Bchaupiung vom »Klassen-
subjekl« fortschrittlicher Politik zureichend geklärt werden könnte.
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